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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. DIR 5 


(No. 1918.) Reglement für die Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietät der Provinz Sachſen. Vom 55 EBEN 
vw. 2 238 


5. Auguſt 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben zur Begründung einer beſſeren Einrichtung des Feuerſozietaͤts⸗Weſens in 
Unſerer Provinz Sachſen nach dem Antrage Unſerer getreuen Staͤnde beſchlos⸗ 
fen, für ſaͤmmtliche Städte der gedachten Provinz, in welchen die Staͤdte⸗ 
Ordnung eingeführt iſt, eine gemeinſchaftliche Feuerſozietaͤt zu bilden, und ver⸗ 


ordnen demnach wie folgt: 


§. 1. Es fol für ſaͤmmtliche Städte des Ober⸗Praͤſidial⸗Bezirks der Agemeine 
Provinz Sachſen, in welchen die Staͤdte⸗Ordnung eingeführt ift, fortan nur 3 
Eine oͤffentliche Sozietät beſtehen, deren Zweck auf gegenfeitige Verſicherung von 
Gebäuden gegen Feuersgefahr gerichtet, und in welcher alſo dieſe Gefahr ders 
geſtalt gemeinſchaftlich übernommen iſt, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in 
dem Rechtsverhaͤltniſſe eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als 
Verſicherer jedoch nur mit den ihm nach dem gegenwärtigen Geſetze pro rata 
ſeiner Verſicherungs⸗Summe obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. Kein anderes 
ffentliches derartiges Inſtitut, es mag nun eine auf Gegenſeitigkeit beru⸗ 
hende oder eine Praͤmien⸗Geſellſchaft ſein, darf fortan fuͤr die Immobilien in 
den gedachten Staͤdten der Provinz Sachſen Wirkſamkeit ausüben. 


§. 2. Es werden mithin die derartigen, ſeither in der Provinz beſtan⸗ 
denen einzelnen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤten ganz aufgelöfet; aus den uͤbrigen, das 
platte Land und die Städte umfaſſenden derartigen Sozietaͤten treten die dabei 
feither aſſoziirten Städte und einzelnen ſtaͤdtiſchen Gebäude aus und zu der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt über. 
a Privatvereine, deren Zweck dahin gehet, daß ſich die Nachbarn unter 
einander durch Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz und dergleichen nicht umſonſt, ſon⸗ 
dern gegen Bezahlung eines angemeſſenen gleichfoͤrmigen Preiſes unterſtuͤtzen, 
und welchen die Vereinigung zum Grunde liegt, daß es in jedem einzelnen 
Falle in der Wahl des Brandbeſchaͤdigten ſteht, von dieſer Unterſtuͤtzung ganz 
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heilnehmer. 
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oder zum Theile, oder gar nicht Gebrauch zu machen, koͤnnen indeß auch ferner 
unter Aufſicht und beſonderer Genehmigung Unſerer Regierungen beibehalten und 
reſp. neu errichtet werden. 

Die Statuten der etwa ſchon beſtehenden Vereine dieſer Art muͤſſen 
jedoch einer Reviſion unterworfen und ihr Daſein, fo wie ihre Leiſtungen der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt bekannt gemacht werden. 

Dergleichen Privat⸗Vereine koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher Per⸗ 
ſonen nicht in Anſpruch nehmen. 


In welcher Art die rechtlichen Verhaͤltniſſe der bisherigen So⸗ 


zietaͤten abgewickelt, ingleichen auf welche Weiſe die Theilnehmer derſelben in 


die neue Provinzial⸗Sozietaͤt übernommen werden ſollen? nicht minder, von 
welchem Zeitpunkte ab die letztere auf den Grund des gegenwartigen Geſetzes 
in Wirkſamkeit treten ſoll? darüber iſt die nähere Anleitung in der Ausfuͤhrungs⸗ 
Verordnung vom heutigen Tage enthalten. 


. 4. Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤts⸗ Angelegenheiten in der Provinz Sachſen, die darauf bezuͤgliche 


Korreſpondenz zwiſchen den Behörden und Mitgliedern der Sozietät, die amt⸗ 


lichen Atteſte für die Verſicherungen und die Quittungen über empfangene Brand⸗ 
entſchaͤdigungs⸗Zahlung aus der Sozietaͤts⸗Kaſſe, find vom tarifmaͤßigen Stem⸗ 
pel und von Sportuln entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät find diejenigen Stempel, deren 


Bezahlung ihr obliegt, außer an zu laſſen. Zu Verträgen mit einer ſtem⸗ 


pelpflichtigen Parthei iſt der tarifmäßige Stempel in dem halben Betrage, zu 
den Neben⸗Exemplaren der Stempel beglaubigter Abſchriften zu verwenden. 
$. 5. Ebenſo ſoll ihr die Porto⸗Freiheit in Abſicht aller mit dem Ver⸗ 


merk: „Feuerſozietats⸗Sache“ verſehenen und mit öffentlichen Siegel ver⸗ 
ſchloſſenen Berichte, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuerſozietäts⸗Angele⸗ 


genheiten zwiſchen den Behoͤrden hin und her geſandt werden. Privat: 


perſonen und einzelne Intereſſenten aber muͤſſen ihre Briefe an die Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Behoͤrde frankiren, und kommt ihnen und den an ſie eingehenden unfran⸗ 


kirten Antworten die Porto⸗Freiheit nicht zu Statten. 


Aufnahme⸗ 
jähigkeit der 


$. 6. Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Ge⸗ 
bäude und nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb der zur Aſſoziation 
gehörigen Städte und in deren Bezirke belegen find. | 


$. 7. In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebaͤude al⸗ 
ler Art, ohne Unterſchied ihrer Einrichtung und Beſtimmung, zur Aufnahme 
geeignet find; bloße Mauern, Planken und andere derartige Befriedigungen für 
BR ol Garten ſollen jedoch zur Verſicherung bei der Sozietät nicht zugelas⸗ 
en werden. 


$. 8. Folgende Gebäude, als: 
Pulvermuͤhlen und Pulvermagazine; 
Glas⸗ und Schmelzhuͤtten; - 
Eiſen⸗ 


Br er 
Eiſen⸗ und Kupferhaͤmmer; 
Stuͤckgießereien; . 
Zuckerſiedereien, Cichorien⸗Fabriken und Schwefel⸗Raffinerien; 
Terpentin⸗, Firniß⸗„ Soda⸗, Blauſaͤure⸗ und Holzſaͤure⸗Fabriken; 
Anſtalten zu Fabrikation von Aether, Gas, Phosphor, Knallſilber 
und Knallgold, Vitriol⸗ und Salmiak ⸗Fabriken; 
Theeroͤfen und Ziegelöfen, jedoch ohne unter letztere die Trocken⸗ 
Scheuern mit zu begreifen; Theater⸗Gebaͤude, Schiffmuͤhlen 
und Bockwindmuͤhlen; und Schmieden, die nicht Stein⸗ oder 
Metal-Bedahung haben; = 
Knochenbrennereien und N 
Kiendarren, 
ſollen wegen allzugroßer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht mit aufgenommen werden 
duͤrfen. Gebaͤude, worin Dampfmaſchinen befindlich ſind, koͤnnen zwar aufge⸗ 
nommen werden, doch nur mit der Beſchraͤnkung, daß eine Brandbeſchaͤdigung, 
welche denſelben durch die Exploſion des Dampfkeſſels zugefuͤgt worden, von 
der Sozietaͤt nicht verguͤtet wird. ö 
e F. 9. Die Ausſchließung (. 8.) bezieht ſich aber nicht auf die Wohn⸗ 
gebäude der Beſitzer der Fabriken oder Anſtalten, oder ihrer Arbeiter und Werk⸗ 
leute, inſofern dieſelben mit den daſelbſt genannten Gebaͤuden keinen unmittelba⸗ 
ren Zuſammenhang haben. ö 

J. 10. Jedes Gebäude muß einzeln und alſo jedes abgeſonderte Neben⸗ 
oder Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 

F. 11. Es ſteht zwar jedem Beſitzer ſtaͤdtiſcher Gebaͤude unter der im 
$. 1. gedachten Beſchraͤnkung frei, ſolche auch anderswo, als bei der Provin⸗ 
zial⸗Staͤdte⸗FJeuerſozietaͤt, alſo bei Privat⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften des 
In⸗ oder Auslandes, dieſelben moͤgen auf Gegenſeitigkeit beruhen, oder Praͤ⸗ 
Mien⸗Geſellſchaften ſeyn, ſo weit dieſe überhaupt zugelaſſen ſind, gegen Feuers⸗ 
gefahr zu verſichern; kein Gebaͤude aber, welches anderswo ſchon verſichert iſt, 
kann bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt weder ganz, noch zum Theile auf⸗ 
genommen werden, und kein Gebaͤude, welches bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗ 
ſozietaͤt bereits verſichert iſt, darf auf irgend eine Weiſe nochmals, es ſey ganz 
oder zum Theile verſichert werden. a 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebaͤude, dieſer Beſtimmung 
entgegen, noch anderswo verſichert iſt, ſo wird daſſelbe nicht allein in den Ka⸗ 
taſtern der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietat geloͤſcht, ſondern es iſt auch der 
Eigenthuͤmer im Falle eines Brandungluͤcks der ihm ſonſt aus derſelben zukom⸗ 
menden Brandverguͤtung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Verbindlichkeit zu 
allen Feuer⸗Kaſſen⸗Beitraͤgen bis zum Ablaufe des Jahres, in welchem die Aus⸗ 
ſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erleidet, und die Direktion iſt uͤberdem ver⸗ 
pflichtet, den Fall zur näheren Beſtimmung darüber, ob Grund zur Kriminal⸗ 
Unterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſey, dem kompetenten Ge⸗ 
richte von Amtswegen anzuzeigen. i 
Der $. 47b., Abſatz 2. findet jedoch guch eu en Fall i 
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$. 12. Auch ſoll jeder ſtaͤdtiſche Hausbeſitzer, welcher feine Gebäude ans 
derswo, als bei dieſer Sozietät verſichern läßt, oder hat verſichern laſſen, ver⸗ 
pflichtet ſeyn, ſolches mit Benennung der genommenen, nur nach $. 16. zulaͤſſi⸗ 
gen Verſicherungs⸗Summe binnen laͤngſtens 14 Tagen, bei Vermeidung einer 
zur Sozietaͤts⸗Kaſſe fließenden Ordnungs⸗Strafe von Fünf Thalern, der Pro: 
vinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion durch den betreffenden Magiſtrat anzuzei⸗ 
gen. Dieſe Anzeige muß auch in Hinſicht derjenigen Gebaͤude, welche ſich bei 
Eröffnung der neuen Sunſe and hen f e anderswo bereits verſichert 
befinden, bei gleicher Strafe innerhalb ſechs Wochen nachgeholt und von der 
Provinzial⸗Direktion in allen einzelnen Fällen, wo fie es noͤthig findet, die Zur 
läſſigkeit der Verſicherung nach F. 17b. und auf dem $$. 18. bis 22. vorge⸗ 
ſchriebenen Wege gepruͤft werden. 


Beitriitös $. 13. Im Allgemeinen beſteht für die Beſſtzer von Gebäuden Feine 
en Zwangspflicht, ihre Gebäude gegen Feuersgefahr zu verſichern, ſondern es haͤngt 
ſolches von ihrem freien Entſchluſſe ab. Wie es aber in dieſer Beziehung bei 
der erſten Uebertragung der in den bisherigen Sozietaͤten verſicherten Gebäudes 
Beſitzer in die neue Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietat zu halten, darüber iſt in 

der Ausfuͤhrungs⸗Verordnung vom heutigen Tage das Weitere angeordnet. 


$. 14. Indeſſen fol fortan jeder Hypothek⸗Glaͤubiger, für deſſen For⸗ 
derung ein bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietät verſichertes Gebaͤude verhaf⸗ 
tet iſt, wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, oder des Schuldners ausdrüc- 
liche Einwilligung dazu beibringt, berechtigt ſeyn, fein Hypothekenrecht im Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Kataſter vermerken zu laſſen, und es iſt alsdann die das Kataſter 
führende Behörde nicht allein zu dieſem Vermerke, ſondern auch dazu verpflich⸗ 
et, die geſchehene Eintragung deſſelben auf dem Schuld⸗Inſtrumente ſelbſt zu 
beſcheinigen. Ein ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders geloͤſcht werden, 
als wenn der Beweis über gefhehene Tilgung der Schuld oder die aus druͤck⸗ 
liche Einwilligung des Glaͤubigers beigebracht wird, und bis dahin iſt in Be⸗ 
ziehung auf ein alſo verpfaͤndetes Gebaͤude kein Austritt aus der Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Sozietaͤt zulaͤſſig. 

Vermerke dieſer Art ſollen zugleich ſekretirt und die Kataſter daruͤber 
demnach nur ſolchen Perſonen vorgelegt werden, welche ein Intereſſe zur Ein⸗ 
ſicht nachweiſen koͤnnen. 1105 a, h Ene de 

In Bezug auf ſolche Gebäude, zu deren Verſicherung gegen Feuers⸗ 
gefahr bei der behörigen Feuerſozietät bisher, d. h. bis zu deren Uebertragung 
in die neue Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Sozietaͤt, eine Verpflichtung 
beſtanden hat, ſoll jeder Hypothek⸗Glaͤubiger, deſſen Real⸗Forderung zur Zeit 
dieſer Uebertragung beſtand, als in vorſtehender Art vermerkt betrachtet werden. 
Wie fein diesfallſiges Recht ſicher zu ſtellen, iſt in der Ausfuͤhrungs⸗Verord⸗ 
nung vom heutigen Tage näher beſtimmt. f 

Imgleichen ſoll, wenn Neallaſten irgend einer Art auf einem ſtaͤdtiſchen 
Grundſtuͤcke haften, der Berechtigte befugt ſeyn, von dem Verpflichteten die 
Verſicherung der darauf befindlichen Gebaͤude in dem Maaße zu ee 115 

ſeolche 


— 385 — 


ſolches zur Deckung der dem Berechtigten zuſtaͤndigen Hebungen oder Leiſtungen 
erforderlich iſt. Es verſteht ſich mithin, daß der Berechtigte einen ſolchen An⸗ 
ſpruch an den Verpflichteten alsdann uͤberall nicht hat, wenn das bloße Grund⸗ 
ſtuͤck auch ohne Gebäude hinlaͤngliche Sicherheit für die darauf ruhenden Real⸗ 
laſten gewaͤhrt. 8 
Auch ſteht dem Erbverpaͤchter gegen den Erbpaͤchter eine gleiche Beſug⸗ 
niß alsdann zu, wenn der letztere bisher verpflichtet geweſen, die Feuerſozietaͤts⸗ 
Beitraͤge zu bezahlen. ö 
Endlich behält es, wo die Geſetze in gewiſſen Faͤllen, z. B. bei Fidei⸗ 
kommiſſen, oder wo ſchon beſtehende oder Fünftige Verträge die Verpflichtung 


zur Verſicherung gegen Feuersgefahr begruͤnden, überall dabei ſein Bewenden. 


95 15. Der Eintritt in die Sozietät mit den davon abhaͤngenden recht- Zeit des Eins 
lichen Wirkungen, fo wie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche und Austritte 
ſonſt zulaͤſſig iſt (F. 27.), findet regelmäßig, und wenn nicht ein anderes aus⸗ 
druͤcklich in Antrag gebracht wird, jährlich zweimal, namlich mit dem Tages⸗ 
beginne des erſten Januar und erſten Juli jeden Jahres Statt. 
| Doch iſt beides auch zu jeder anderen Zeit geſtattet, wenn darum unter 
der ausdrücklichen Verpflichtung, den vollen Beitrag für das laufende Halbjahr 
entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. Die rechtliche Wirkung des Vertrags 
beginnt in dieſem Falle und wenn die Provinzial⸗Direktion bei dem Antrage 
des Magiſtrats (F. 84.), auf welchen fie ſofort und ſpaͤteſtens binnen 8 Tagen 
nach dem Eingange zu verfuͤgen hat, nichts zu erinnern findet, mit der Anfangs⸗ 
Stunde des Tages, an welchem der Bericht des Magiſtrats bei der Provinzial⸗ 
Direktion präfentirt iſt; find aber Ruͤckfragen oder Abaͤnderungen der Antraͤge 
des Magiſtrats noͤthig, mit der Anfangs⸗Stunde des Tages, von welchem das 
Genehmigungs⸗Reſkript der Direktion datirt iſt. N 

Der Austritt aus der Sozietät, fo wie die freiwillige Herunterſetzung 
der Verſicherungsſumme, fo weit ſolches ſonſt zulaͤſſig ($$. 14. und 27), findet 
nur Einmal jahrlich, nämlich mit dem Ablaufe des letzten Dezembertages Statt; 
die nothwendige Herunterſetzung (§. 27.) jedoch tritt ſofort, nachdem ſie feſtge⸗ 
ſtellt iſt, in Wirkung; jeder aber, der austritt, oder deſſen Verſicherungsſumme 
heruntergeſetzt wird, muß in allen Faͤllen, ſelbſt wenn das verſicherte Gebäude 
untergegangen iſt oder die Verſicherungsfaͤhigkeit verloren hat, die geſammten 
Beitraͤge fuͤr das ganze laufende Jahr entrichten. 


16. Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Höhe der : 
Theile 80 verſicherten Gebäudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt Zerliherungss 
werden koͤnnen, nicht allein niemals uͤberſteigen, ſondern es ſoll auch kein Ge⸗ 
baude Höher als zu Neun Zehntheilen (90 Prozent) jenes Werths zur Ver⸗ 
ſicherung angenommen werden duͤrfen. 


$. 17. Mit Beobachtung dieſer Beſchraͤnkung ($. 16.) hängt aber die 
Beſtimmung der Summe, auf welche ein Gebaͤude⸗Beſitzer bei der 155 
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Verſicherung nehmen will, von ihm ſelbſt ab; nur muß dieſe Summe in Be⸗ 

traͤgen, die durch die Zahl N 7 
„Fuͤnf und Zwanzig“ 

theilbar ſind, abgerundet und in Preußiſchem Courantwerthe ausgedruͤckt ſeyn. 


. Der im $. 16. angeordneten Beſchraͤnkung iſt fortan auch jeder, der fein 
Gebäude anderswo verſichern laͤßt, unterworfen, dergeſtalt, daß jede höhere Vet, 
ſicherung unzulaͤſſig iſt. ö . 

Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicherten gegen dieſe Bor 
ſchrift foll außer der Zurückführung der Verſſcherungsſumme auf den im $. 16. 
beſtimmten Werth, mit einer zur Sozietaͤts⸗Kaſſe fließenden Geldbuße von Fuͤnf 
bis Funfzig Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt 
wird, ſonſt aber, wenn die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt nach dem Brande 
geſchieht, neben jener Geldbuße mit dem Verluſte der Verſicherungsſumme, ſo 
weit fie über den im F. 16. beſtimmten hoͤchſten Verſicherungswerth hinausgeht, 
beſtraft werden. Letztere Strafe fällt zur Hälfte dem Sozietaͤts⸗Fonds und zur 
anderen Haͤlfte der Orts⸗Armen⸗Kaſſe zu. 


. 18a, Die Feſtſtellung des gemeinen Werths (F. 16.) nach den in 
$. 22. näher bezeichneten Geſichtspunkten geſchieht auf Koſten der Intereſſenten 
unter Leitung des Magiſtrats von einer Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion. 
Dieſer Feſtſtellung liegt die Beſchreibung der zu verſichernden Gebaͤude 
nach Maaßgabe der Beilage sub A. zu Grunde. | 


$. 18b. Die auf dieſe Weiſe aufgenommene Werthtaxe und Belhre 
bung jedes zu verſichernden Gebaͤudes muß in 2 Exemplaren von den Abſchaͤ⸗ 
zungs⸗Kommiſſarien und von den Gebaͤude⸗Beſitzern vollzogen, und dieſe Voll 
ziehung vom Magiſtrate beglaubigt und zugleich vom letzteren das pflichtmaͤßige 
Aͤtteſt beigefügt ſeyn, daß die Beſchreibung und Werthtaxe nichts enthalte, was 
ihm als wahrheitswidrig bekannt ſey, auch die in der letzten Kolumne derſelben 
begehrte Verſicherungsſumme den muthmaßlichen Werth des Gebaͤudes nach 
den im $. 22. aufgeftellten Merkmalen nicht uͤberſteige. 

Das eine Exemplar iſt dem Kataſter (F. 80.) als Unterlage beizufügen. 


$. 19. In jeder Stadt wird eine Abſchaͤtungs⸗Kommiſſſon, und zii 
aus einem Deputirten des Magiſtrats als Dirigenten, aus wenigſtens zwei aſſo⸗ 
zürten Hausbeſitzern des Orts und aus zwei Bauverſtaͤndigen gebildet und bei 
pflichtet. Die Auswahl, welche dem Magiſtrate zusteht, iſt ſtets auf die zuben 
laſſigſten Perſonen zu richten, und bei der Wahl der aſſozürten Hausbeſihel 
darauf zu achten, daß dieſelben zwar auch nicht ohne die zur Beurtheilung des 
Werths der Gebäude noͤthigen Kenntniſſe ſind, aber doch vermoͤge ihres Ge⸗ 
werbes oder ihrer Verhaͤltniſſe, bei dem Wiederaufbau der abzufchägenden G 
baͤude, ſofern ſie abbrennen, kein Intereſſe haben. Der Deputirte des Magiſtratt 
fungirt unentgeltlich, mit den bauperſtaͤndigen Mitgliedern der Kommiſſion abe 
wird wegen ihrer Gebühren ein für allemal ein billiges Abkommen, aber nich 
nach der Taxſumme, ſondern nach der Gebaͤudezahl getroffen und dieſes der 10 Ä 
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nehmigung der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion unterworfen. Ein 
Gleiches geſchieht mit den aus den aſſoziirten Hausbeſitzern gewaͤhlten Mitglie⸗ 

dern, wenn dieſe überhaupt auf eine Remuneration Anſpruch machen. 


F. 20. Dem Magiſtrate liegt ob, einzelne der aufgenommenen Taxen, 


gach feiner Auswahl mit dem Zuſtande der Gebäude zu vergleichen und, wenn 


ſich dabet eine unangemeſſene, beſonders zu hohe Taxirung ergiebt, den ſchuldig 
befundenen Taxator aus der Abſchaͤtzungskommiſſion zu entlaſſen und durch einen 
andern zu erſetzen. 


$. 21. Dem Gebaͤudebeſitzer ſteht, wenn er ſich durch die ſolchergeſtalt 
geſchehene Abſchaͤtzung beſchwert erachtet (F. 18a.) oder wenn der Magiſtrat das 
Atteſt ($. 18 b.) zu ertheilen verweigert, zu jeder Zeit die Berufung auf die 
Aufnahme einer nochmaligen Taxe durch einen Baubeamten zu, deren Koſten, 
je nachdem ſeine Beſchwerde grundlos oder begruͤndet befunden wird, ihm ſelbſt 
oder der Sozietät zur Laſt fallen ſollen. 


$. 22. In ſolchem Falle muß von einem vereideten Baubeamten mit 
kunſtmaͤßiger Genauigkeit unter Zuziehung eines Magiſtrats⸗Deputirten eine foͤrm⸗ 
liche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufgenommen werden, 
daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die oͤrtlichen Preiſe der Materialien und des Ar⸗ 
beitslohns der dermalige Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Bau⸗ 
materialien und Bauarbeiten feſtgeſtellt werde, welche verbrennlich oder ſonſt der 


Zerſtoͤrung oder Beſchaͤdigung durch Feuer ausgeſetzt find, alſo mit Ausſchluß 


alles deſſen, was nicht durch Feuer verletzt werden kann. Der dermalige 

Werth der Bauarbeiten ergiebt ſich bei Gebäuden, die nicht mehr völlig in bau⸗ 
lichem Stande ſind, dadurch, daß deren nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtge⸗ 
ſtelter Werth in demſelben Verhaͤltniſſe reduzirt wird, in welchem der Mate⸗ 
rialienwerth in dem vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, den 
die Baumaterialien in voͤllig gutem Zuſtande haben wuͤrden. 


$. 23. Dieſe Taxe muß in einer durch „Fuͤnf und Zwanzig“ theil⸗ 
baren Summe in Preußiſchem Silber⸗Kourant abgeſchloſſen und in doppelter 
Ausfertigung von dem tarirenden Baubeamten ſelbſt vollzogen werden. 
i Ueber die dadurch feſtgeſtellte verſicherungsfaͤhige ($. 16.) Werthſumme 
hinaus iſt ſchlechterdings keine Feuerverſicherung ſtatthaft. 


$. 24. Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach $. 17. u. f. 
beſtimmten Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung, iſt auch noch darauf zu 
achten, daß, wenn der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes etwa freies Bauholz oder 
anderes Baumaterial zu fordern Befugniß hat, der Werth deſſelben außer An⸗ 
ſchlag bleibe. Dagegen iſt derjenige, welcher das freie Bauholz u. ſ. w. zu lie⸗ 
fern verpflichtet iſt, jederzeit berechtigt, ſoſches beſonders zu verſichern; dies darf 
jedoch nur bei derſelben Verſicherungsanſtalt geſchehen, bei welcher das Gebaͤude 


ſelbſt aſſoziirt iſt. 
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F. 25. Uebrigens koͤnnen fo wenig die Verſicherungsſummen, als die 
von den Abſchaͤtzungskommiſſionen oder von Baubeamten bloß zum Zwecke der 
Feuerverſicherung aufgenommenen Taxen, jemals zur Grundlage bei offentlichen 
oder Gemeindeabgaben und Laſten angewendet, und uͤberhaupt wider den Willen 
der Gebaͤudebeſitzer jemals zu anderen fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


§. 26. Regelmaͤßige periodiſche Reviſſonen der Verſicherungsſummen und 
Taxen, um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des 
Werths der verſicherten Gebäude im Auge zu behalten, find zwar nicht erfor⸗ 
derlich, die Sozietaͤt hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein 
oder einzeln auf ihre Koſten durch die Abſchaͤtzungskommiſſion vornehmen und, 
Falls der Eigenthuͤmer ſich der von der Sozietaͤt für noͤthig erachteten Herab⸗ 
ſetzung der Verſicherungsſumme weigert, eine Taxe aufnehmen und dadurch das 
Maximum der verſicherungsfaͤhig bleibenden Summe feſtſtellen zu laſſen. Nas 
mentlich iſt der Magiſtrat verpflichtet, beim Verfalle der Gebaͤude, zumal ſolcher, 


deren Werth nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, fein beſonderes Aus 


genmerk darauf zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals den wirklich 
noch vorhandenen Werth der verſicherten Gegenſtaͤnde merklich uͤberſteige. 


Erhöhung $. 27. In der Regel kann Jeder die bisherige Verſicherungsſumme bis 
ſehung der zu dem zuläſſigen Maximum erhöhen, oder auch bis zu einem willkürlichen Min⸗ 
Derſicherungs⸗derbetrage herunterſetzen laſſen. Jedoch findet in den Faͤllen des $. 14. auch die 
Summe. Herunterſetzung der Verſicherungsſumme ohne die ausdruͤckliche Einwilligung der 

dort bezeichneten Hypothekglaͤubiger, oder den Nachweis der geſchehenen Tilgung 
ihrer Forderungen nicht Statt, und eben ſo iſt die Befugniß zu einer ſolchen 
Herunterſetzung, in Ruͤckſicht auf die anderen im $. 14. erwähnten Realberechlig⸗ 
ten nach Maßgabe der daſelbſt feſtgeſtellten Verpflichtungen beſchraͤnkt. Derjeni⸗ 
gen nothwendigen Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, welche daraus folgt, 
daß etwa der Werth des durch Feuer zerſtoͤrbaren oder unbrauchbar zu machen⸗ 
den Theils des verſicherten Gebäudes, oder das danach oder ſonſt zuläffige Ma⸗ 
kimum, nicht mehr die Höhe der bisherigen Verſicherungsſumme erreicht, muß 

ſich aber ein Jeder unterwerfen, und es ſteht dagegen alſo auch den Hypothek⸗ 
Glaͤubigern und ſonſtigen Intereſſenten kein Widerſpruchsrecht zu; jedoch ſoll da⸗ 
von denjenigen Hypothekglaͤubigern, die im Kataſter vermerkt find, von Amts⸗ 
wegen Kenntniß gegeben werden. 


Beiträge der $. 28. Die von den Theilnehmern zu leiſtenden Beitruͤge ſollen halb 
Zub della dla, Jaͤhrig, und zwar: wegen der für den Zeitraum vom 1. Januar bis mit 30. Jun 
fifitation. zu leistenden Brandſchaͤden⸗Verguͤtungen, nach erfolgter Zuſammenſtellung der 

in dem gedachten Zeitraume vorgefallenen Braͤnde und nach geſchehener Berech⸗ 
nung des darauf zu entrichtenden Beitrags im Laufe des Monats Juli jeden 


Jahres, wegen der auf den Zeitraum vom 1. Juli bis mit ult, Dezember zu 


leitenden dergleichen Verguͤtungen aber im Laufe des Monats Januar jeden 

Jahres ausgeſchrieben und die diesfaͤlligen Abſchluͤſſe den Magiſtraͤten mitge⸗ 

theilt werden. Bei Berechnung dieſer Beitraͤge ſind auch die Adminiſtrations⸗ 

koſten zu beruͤckſichtigen und die Verguͤtungsbeitraͤge danach zu erhoͤhen. Sofort F. 
ofot 
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Sofort nach Eingang des Ausſchreibens ſchreitet der Magiſtrat mit Ein⸗ 
ziehung der Beitraͤge unter Beſtimmung einer dreiwoͤchentlichen Zahlungsfriſt 
fuͤr die Kontribuenten vor, und ſendet die nach Ablauf dieſer Friſt eingegange⸗ 
nen Beitraͤge, es mögen Reſte verblieben ſeyn oder nicht, ſogleich zur Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe ein, iſt jedoch nur im letztern Falle berechtigt, die ihm 
nach $. 78. beſtimmte Rezeptur⸗Tantieme in Abzug zu bringen, indem dieſe jeder⸗ 
zeit zunaͤchſt zur Deckung der unjuſtifizirten Reſte beſtimmt iſt. f 

Die nach abgelaufener dreiwoͤchentlicher Friſt verbliebenen Ruͤckſtaͤnde aber 
werden ohne weitere Verwarnung der Reſtanten und ohne alle Nachſicht durch 
dieſelben exekutiviſchen Mittel beigetrieben, welche für die offentlichen Abgaben 
vorgeſchrieben ſind, ſo daß der Betrag derſelben jedenfalls binnen anderweiten 
drei Wochen an die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe abgeführt werden kann, 
und mithin letztere ſpaͤteſtens ſechs Wochen nach ergangenem Ausſchreiben in 
vollſtaͤndigen Beſitz der ausgeſchriebenen Beiträge gelangt. Die Magiſtratsmit⸗ 
glieder bleiben für unjuſtifizirte Reſte perſoͤnlich verhaftet. 

Der Beitrag iſt übrigens bei jedem Ausſchreiben nach dem, im $. 34a. 
und 34 b. normirten Klaſſen⸗ und Konkurrenzverhaͤltniſſe abzumeſſen und auf eine 
runde, leicht zahlbare Summe fuͤr jedes Hundert der Verſicherungsſummen zu 
beſtimmen. Sollte in dem einen oder andern Halbjahre der Betrag der Beitraͤge 
ſich unverhaͤltnißmaͤßig gering ſtellen, und die Kaſſe mit einem, zur Deckung des 
muthmaßlichen Beduͤrfniſſes im naͤchſten Halbjahre hinreichenden Betriebsfonds 
verſehen ſeyn, ſo ſteht es der Direktion frei, am Ende eines ſolchen Halbjahres 
gar keine Beitraͤge einzufordern, und die beſonders zu berechnenden Beitraͤge 
7 abe erſt mit den Beitraͤgen fuͤr das naͤchſte halbe Jahr zugleich auszu⸗ 

reiben. f 5 


§. 29. Außer dieſen Beträgen kann bei dem Ausſchreiben noch auf einen 
Zuſchuß zur Bildung eines Betriebsfonds Ruͤckſicht genommen, und hierzu ein 
beſonderer Beitrag, der aber halbjaͤhrig den Betrag von 1 Sgr. pro 100 Fthlr. 
Verſicherungsſumme nicht uͤberſteigen darf, ausgeſchrieben werden. 

Dieſer Betriebsfonds iſt lediglich dazu beſtimmt, um die Direktion in 
den Stand zu ſetzen, die reglementsmaͤßigen Zahlungsverpflichtungen der Sozie⸗ 
taͤt auch vor dem jedesmaligen Ausſchreiben prompt zu erfuͤllen. Es iſt daher 
von ihrem pflichtmaͤßigen Ermeſſen abhaͤngig, ob und zu welcher Zeit die Aus⸗ 
ſchreibung folder beſonderen Beiträge zum Betriebsfonds noͤthig wird, oder ob 
mit den ſchon vorhandenen baaren Beſtaͤnden der Sozietaͤt oder den ihr etwa 
anderweit zu eroͤffnenden Kreditmitteln der Zweck ohne ein ſolches Ausſchreiben 
erreicht werden kann. 


F. 30. Die bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt in der Provinz Sach⸗ 
ſen verſicherten Gebaͤude werden nach ihrer verſchiedenen Beſchaffenheit und der 
daraus hervorgehenden Verſchiedenheit ihrer Feuergefaͤhrlichkeit in drei Klaſſen 
eingetheilt, und es gehoͤren: 
8 zur erſten Klaſſe: 
die mit Stein oder Metall, oder nach Dornſcher Methode eingedeckten Gebäude, 
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welche maſſive Umfaſſungsmauern haben, ſo daß jedoch den letzteren Piſé⸗ und 
Lehmwaͤnde von wenigſtens zwei Fuß Staͤrke, imgleichen Fachwaͤnde, die auf 
allen Seiten nach Außen wenigſtens ſechs Zoll ſtark mit Steinen verblendet find, 
gleich geachtet werden; 

zur zweiten Klaſſe: f 
alle Gebaͤude von Fachwerk unter einer Stein⸗ oder Metallbedachung; 

zur dritten Klaſſe: 
Gebäude aller Art, ohne Ruͤckſicht auf ihre ſonſtige Beſchaffenheit, welche mit 
einer andern Bedachung, als von Steinen oder Metall, oder nach Dornſcher 
Methode verſehen ſind, oder bretterne Giebel haben. 

Alles, was unter einem Dache gebaut iſt, wird als ein Gebaͤude Flaffls 
fisiet, und wenn ein Gebäude verſchiedenartige e die Giebel mit⸗ 
eingeſchloſſen, oder verſchiedenartige Bedachung hat, ſo iſt diejenige Beſchaffenheit, 
welche als die feuergefährlichſte erſcheint, für das Ganze maßgebend. . 


$. 31. Hiernach hat über die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung an⸗ 
gemeldetes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten der Abſchaͤtzungskon⸗ 
miffion, die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu beſtimmen. | 

Der Magiſtrat hat dem Eigenthuͤmer das Reſultat des Gutachtens der 
Abſchaͤtzungskommiſſton ſogleich, damit der letztere, wenn er es noͤthig findet, ſeine 
Rechte bei der Provinzial⸗Direktion vor deren Entſcheidung näher. ausführen 
en aber auch die Entſcheidung der Provinzial⸗Direktion bekannt 
zu machen. - . — ö 


$. 32. Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietats⸗Direktion zufrieden, fo hat es dabei fein Bewenden. Will er ſich 
derſelben aber nicht unterwerfen, fo ſteht ihm nach feiner Wahl C $. 108.) der 
Weg des Rekurſes oder die Berufung auf ſchieds richterliche Entſcheidung zu. 


F. 33a. Es kann jedoch die Provokation 10 dieſes Verfahren mit der 
Wirkung, daß das Reſultat vom Anfange der Verſſcherungszeit an als rechts⸗ 
gültig betrachtet werde, nur innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung der 
Beſtimmung der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietats⸗Direktion angebracht werden. 
Wenn ſolche ſpaͤter angebracht wird, ſo muß der Eigenthuͤmer ſich gefallen las⸗ 
ſen, daß er vorerſt nach der Beſtimmung der Provinzial⸗Direktion klaſſifizirt und 
das ihm guͤnſtige Reſultat des eingeleiketen Verfahrens erſt mit der nächſtfol⸗ 
genden ordentlichen Eintrittsperiode in Ausuͤbung gebracht werde: doch bleibt 
d unbenommen, bis zu eben dieſem Zeitpunkte von der Verſicherung ganz 
abzuſtehen. i 


„ 33b. Jedem Gebaudebeſitzer wird, wenn er es verlangt, über die 
erfolgte Verſicherung feiner Gebäude, und im Falle einer künftig eintretenden 
Veränderung ($. 27.) auch über dieſe zu feiner Legitimation, durch den Mas 
giſtrat ein Rezeptionsſchein, nach einem gedruckten Schema, gegen Bezahlung 
von 2 Sgr. eingehaͤndigt, welcher nebſt der Kataſter⸗Nummer des ee 


N — 391 — 


SG ebaudes die Summe der Verſicherung, ſo wie diejenige Summe, welche das 
| N DAN der Beitragspflichtigkeit C$. 34b.) ausdruͤckt, enthal⸗ 
ten mu N 


„ . 34a. Das Beitragsverhaͤltniß der drei Klaſſen wird hiermit dahin 
beſtimmt, daß auf je 2 Sgr. fuͤr jedes Einhundert Thaler Verſicherungswerth, 
welche in der erſten Klaſſe zu zahlen ſind, die zweite Klaſſe 3 Sgr. und die 
dritte 4 Sgr. kontribuiren muß, fo daß alſo die Gebäude der erſten Klaſſe + 
weniger, die Gebaͤude der dritten Klaſſe aber + mehr zu jedem ausgeſchriebenen 
Beitrage zu entrichten haben, als die Gebaͤude der zweiten Klaſſe. Kirchen 
nebſt den dazu gehoͤrigen Thurmgebaͤuden, ſofern ſie noch zum Gottesdienſte ge⸗ 
braucht werden, zahlen jedoch nur die Hälfte des Beitrages derjenigen Klaſſe, 
zu welcher ſie nach ihrer Beſchaffenheit gehoͤren. 


$. 34b. Dieſes Verhaͤltniß wird zur leichtern Berechnung und Erhe⸗ 
bung der Beitraͤge auf die Weiſe hergeſtellt, 

daß (jedoch lediglich zu dieſem Behufe und als Ausdruck des diesfaͤl⸗ 
ligen Konkurrenz⸗Verhaͤltniſſes) in einer eigends dazu beſtimmten Ko⸗ 
lumne des Brandverſicherungs⸗Kataſters (F. 81.) die Gebäude der 
erſten Klaſſe nur mit zwei Drittheilen der Summe, womit ſie ver⸗ 
ſichert find, alſo nach dem Verhaͤltniſſe 2 = 3, die Gebaͤude der drit⸗ 
ten Klaſſe hingegen mit dem Zuſatze eines Drittheils ihrer Ver⸗ 
ſicherungsſummen zu dem vollen Betrage der letzteren, alſo nach dem 
Verhaͤltniſſe 4 zu 3. (jedoch überall mit der Zahl 5 abgerundet, fo daß 
Summen unter 22 Thaler gar nicht, von 21 Thalern und darüber 
aber fuͤr 5 Thaler voll zu rechnen ſind) eingezeichnet werden, waͤhrend 
jedes Gebäude der zweiten Klaſſe auch in dieſer Kolumne gerade mit 
der Summe eingetragen wird, womit es verſichert iſt. 5 
Auf die Verbindlichkeiten der Anſtalt und die Rechte der Gebaͤudebeſitzer 
ſinſichtlich der Leiſtung der Verſicherungsſummen im Falle eines ſich ereignenden 

Brandſchadens, haben dieſe Beſtimmungen nicht den mindeſten Einfluß. 


$. 35. Die vorbeſtimmte Klaſſeneintheilung und das Beitragsverhaͤltniß 
der verſchiedenen Klaſſen, ſollen von zehn zu zehn Jahren, vom Zeitpunkte der 
Eröffnung. der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt an gerechnet, mit Huͤlfe der inzwi⸗ 
ſchen geſammelten Erfahrungen einer neuen Pruͤfung durch den Stand der 
Städte auf dem Provinzial⸗Landtage und das Nefultat derſelben der landes herr⸗ 
lichen Genehmigung unterworfen werden. Fuͤr die erſte dieſer zehnjaͤhrigen Pe⸗ 
rioden wird ausnahmsweiſe beſtimmt, daß ſchon nach den erſten fünf Jahren 
eine ſolche Reviſion ſtattfinden ſoll, und dabei fuͤr die naͤchſtfolgenden fünf Jahre 
auf dem vorbezeichneten Wege eine etwa als noͤthig oder nuͤtzlich anerkannte 
Abänderung: getroffen werden kann. 


§. 36. Wenn während der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude Bauliche Ver⸗ 

eine Veränderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr in dem Anberungen 

Maaße erhoͤhet, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten Gebaͤu⸗ Verſicherungs, 
(No. 1918.) Mmm 2 8 des Zeit. 
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des in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe nach ſich ziehen 
wuͤrde, ſo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem Magiſtrate innerhalb des laufen⸗ 
den Halbjahres davon Anzeige zu machen und ſich der aus den getroffenen 
baulichen Abaͤnderungen reglementsmaͤßig etwa folgenden Beitragserhoͤhung zu 
1 8 Der Magiſtrat hat uͤber dieſe Anzeige eine Beſcheinigung zu 
ertheilen. 


$. 37. Wird die Anzeige nicht in dem laufenden Halbjahre geleiſtet, fo 
muß der Verſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringe⸗ 
ren Beitraͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche er haͤtte ent⸗ 
richten muͤſſen, als Strafe zur Provinzial⸗Staͤdte⸗Jeuerſozietaͤts⸗Kaſſe einzahlen. 


$. 38. Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Halbjahrs an, 
in welchem die Anzeige hätte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Halb: 
jahrs, in welchem dieſelbe nachtraͤglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung 
der vorgenommenen Veraͤnderung erfolgt iſt, jedoch nicht uͤber den Zeitraum 
von fuͤnf Jahren hinaus, berechnet. 


$. 39. Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhete Feuers⸗ 
gefahr don der Sozietaͤt von Anfang an mit uͤbernommen; es muß aber, wo 
eine Verſetzung des Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete 
Klaſſe eintritt, der hoͤhere Beitrag vom Anfange eines Halbjahrs an, in wel⸗ 
chem die Veränderung: ſtattgefunden hat, noch außer den Strafbeitraͤgen (J. 37. 
und 38.) geleiſtet werden. i 


$. 40. Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher an einem 
bei der Sozietaͤt verſicherten Gebaͤude durch Brand entſtanden iſt, bedarf es 
nur, wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und das Gebaͤude nicht voͤllig ab⸗ 
gebrannt oder zerſtoͤrt worden, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


$. 41. Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhaͤltniß zwiſchen dem: 
jenigen Theile des von der Sozietaͤt verſicherten Bauwerths, welcher durch das 
Feuer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem 
brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 


$. 42. Sie wird alſo nicht auf eine beſtimmte Geldſumme, ſondern 
vielmehr auf die vernichtete Quote des ganzen verſicherten Objekts gerichtet, mit⸗ 
hin dadurch ausgeſprochen, welcher aliquote Theil des Werths, nach dem im 
$. 22. aufgeſtellten Geſichtspunkte beurtheilt, vernichtet worden. 


F. 43. Dabei dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum Grunde 
liegende Beſchreibung und Taxe des abgebrannten Gebäudes (§. 18 — 20.) zur 
Grundlage, und bleibt nach den Umſtaͤnden vorbehalten, die etwa mangelhaften 
Notizen durch den Augenſchein, durch Zeugen oder ſonſt zu vervollſtaͤndigen. 


F. 44. So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß baldmoͤglichſt und 
laͤngſtens innerhalb zweier Tage nach dem Brande eine Beſichtigung des a, 
en 
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dens durch den Magiſtrat erfolgen. Ergiebt ſich, daß ein Totalſchaden vorliegt, 
ſo muß daruͤber an Ort und Stelle eine Verhandlung aufgenommen werden, 
welche dieſes Reſultat feſtſtellt. Handelt es ſich aber von einer partiellen Be⸗ 
Haug ſo muß bei der Beſichtigung des Schadens außerdem noch die Ab⸗ 
chaͤtungs⸗Kommiſſion (F. 18. ff.) zugezogen, und von letzterer, nachdem ſolche 
mit dem Geſichtspunkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, genau 
bekannt gemacht worden, die Abſchaͤtzung der Schadenquote ſogleich an Ort 
und Stelle vorgenommen und zu Protokoll erklaͤrt werden. In beiden Faͤllen 
iſt auch der Beſchaͤdigte ſelbſt bei der Verhandlung zuzuziehen, und mit ſeiner 
Erklaͤrung zu Protokoll zu vernehmen. : 


F. 45. Bei dieſer Verhandlung muß zugleich von Amtswegen alles, 
was uͤber die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, 
die Daͤmpfung deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und andern Loͤſchungs⸗ 
hauͤlfen und über ſonſtige die Sozietät nach Inhalt des gegenwaͤrtigen Reglements 
angehende Gegenſtaͤnde bekannt iſt, geſchichtlich zu Protokoll verzeichnet, und 
jeder durch den Brand Beſchaͤdigte daruͤber, ob, wo und wie hoch er — ſey es 
fein Immobiliar⸗ oder fein Mobiliar⸗Vermoͤgen — gegen Feuer verſichert habe, 
umſtaͤndlich vernommen werden. 8 5 a 
ö Die bei der ganzen Verhandlung etwa vorkommenden Koſten uͤbernimmt 
die Sozietaͤt. 5 en 


$. 46. Die Brandſchaͤden⸗Verguͤtung wird für alle Beſchaͤdigung des Auszablung. 
verfiherten Gebaͤudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Brandieı 
der Entſtehung des Feuers, er beruhe in höherer Macht, Zufall, Bosheit, Muth: tungsgelder. 
willen, darin einen Unterſchied macht. 


$. 47a. Wenn jedoch das Feuer von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich 
verurſacht, oder mit ſeinem Wiſſen und Willen, oder auf ſein Geheiß von einem 
Dritten angelegt wird, fo fällt die Verbindlichkeit der Sozietaͤt zur Zahlung 
der Brandſchaͤden⸗Verguͤtung fort. Wegen bloßen Verdachts, daß der Ver⸗ 
ſicherte das Feuer vorſaͤtzlich verurſacht habe, kann dieſe Zahlung nur dann vor⸗ 
enthalten werden, wenn der Verdacht ſo dringend iſt, daß auf den Grund deſ⸗ 
felben die Kriminal⸗Unterſuchung eroͤffnet worden. 
| In dieſem Falle hängt es von dem Ausfalle des Urtheils ab, ob die 
Brandſchaͤden⸗Verguͤtung definitiv wegfaͤllt, oder nach rechtskraͤftig entſchiedener 
Sache nachzuzahlen iſt. f 

Wird nämlich der Verſicherte gaͤnzlich oder vorlaͤufig freigeſprochen, ſo 
muß die Nachzahlung, jedoch ohne Zinſenverguͤtung, fuͤr den bis zur Rechtskraft 
des Urtels verfloſſenen Zeitraum erfolgen, im Falle einer Verurtheilung aber iſt 
die Sozietaͤt überhaupt zu keiner Zahlung verpflichtet. 


6. 47b. Haften jedoch in einem ſolchen Falle (. 47a) auf dem abge⸗ 
brannten Gebäude ſolche Hypothekenſchulden, die nach §. 14. beim Kataſter ges 
hoͤrig vermerkt und von dem Schuldner nicht anderweitig zu decken ſind, ſo 
ſoll auf den Antrag dieſer Glaͤubiger das abgebrannte Gebaͤude oder der Platz, 
(No. 1918.) wo 


* 
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wo ſolches geſtanden, nebſt der Entſchaͤdigungsſumme, welche die Sozietät ſonſt 

zu gewähren. hatte, ſubhaſtirt und dem Meiſtbietenden mit der Verpflichtung 
zum Wiederaufbau zugeſchlagen werden. Was alsdann von der Lizitationsſumme 
nach Befriedigung der vorgedachten Glaͤubiger noch übrig bleibt, wird zunächst 
benutzt, um die Sozietät für die von ihr gezahlte Entſchaͤdigungsſumme zu del⸗ 

ken, und erſt der hiernaͤchſt etwa noch verbleibende Ueberſchuß kommt dem ſchul⸗ 
dig befundenen Verſicherer zu Gute. 


., 48. Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Der 
ſicherten ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, Kindern oder Enkeln, oder 
von feinem Geſinde, oder von feinen Hausgenoſſen verurſacht worden, fo darf 
deshalb die Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht 
verweigert oder vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fal⸗ 
len der Civilanſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit 
vorbehalten, als dem Verſicherten erſtenfalls in ſeinen eigenen Handlungen, an⸗ 
dernfalls in der haus vaͤterlichen Air dae der vorgedachten Perſonen, eine 
grobe Verſchuldung, culpa lata zur Laſt faͤllt. 


$. 49. Ob und wie weit ſonſt die Sozietät gegen jeden Dritten, welcher 
den Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den Betrag 
der von der Sozietaͤt geleifteten Brandſchaͤden⸗Verguͤtung, kraft der Verſiche⸗ 
rung, auf die Sozietaͤt über. i 4 


$. 50. Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, 
welches, gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen, nach Kriegs⸗ 
gebrauch, d. h. zu Kriegs⸗Operationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke 
auf Befehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers, vorfäglich erregt worden, wird von 
der Sozietaͤt nicht verguͤtet. 


$. 51. Daß ein von. Friegführenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer 
zu militairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatze erregt worden, 
wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu oder zu ſolchen 
Operationen, wovon der entſtandene Brand eine nothwendige, oder mit gewoͤhn⸗ 
lichem Verſtande als wahrſcheinlich vorguszuſehende Folge geweſen, wirklich 
ertheilt worden iſt. 


F. 52. Ein ſolcher Befehl ſelbſt aber kann in Faͤllen, wo deſſen Wirk 
lichkeit, ſey es geradezu oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtäͤn⸗ 
den, nicht zu erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung 
eines Gebaͤudes durch Truppen waͤhrend eines Gefechts, oder auf einem Ruͤc⸗ 
zuge im Angeſichte des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung oder vor einer 
Belagerung bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 1095 


— 395 — 


$. 53. Feuerſchaͤden die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder 
Bosheit des Militairs oder Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, find von der Brandverguͤtung durch die Sozietaͤt kei⸗ 
neswegs ausgeſchloſſen. 


5 $. 54. Eben fo wenig find von dieſer Vergütung ſolche Beſchaͤdigungen 
der Gebaͤude ausgeſchloſſen, welche einem aſſozürten Gebaͤude zwar nicht durch 
das Feuer ſelbſt, aber durch die Loͤſchung des Feuers und zum Behufe derſelben 
oder um die weitere Verbreitung des Feuers zu verhuͤten, z. B. durch ein von 
kompetenten Perſonen angeordnetes oder doch nachher als noͤthig oder nützlich 
zur Feuerloͤſchung nachgewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Wänden, Dir 
chern u. ſ. w. an den in der Verſicherung begriffenen Theilen deſſelben zuge⸗ 
fügt ſind. Schaͤden aber, welche durch Blitz, Erdbeben, Pulver⸗ und andere 
Explosionen (letzteres jedoch mit Beachtung der im $. 8. feſtgeſetzten Ausnahme) 
oder ähnliche Naturereigniſſe verurſacht find, werden nur dann verguͤtet, wenn 
100 Nie Feuer veranlaßt hat und die Schaͤden ſelbſt alſo Brand⸗ 
den ſind. 


$. 55. Bei Partialſchaͤden erfolgt die Vergütung in derſelben Quote der 
Verſicherungsſumme, als von dem verſicherten Gebaͤndetheile nach §. 42. für 
abgebrannt oder vernichtet erachtet werden. 


§. 56a. Bei Totalſchaͤden wird die ganze verſicherte Summe verguͤtet, 
und auf die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr wer⸗ 
den ſolche dem Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Plani⸗ 
rung uͤberlaſſen. a 


$. 56b. Mit Ausnahme des zur Beſeitigung einer weitern Feuersgefahr 


hoͤthigen Weg⸗ und Aufraͤumens, worauf ſchleunig zu halten, duͤrfen die Mate⸗ 


rialien der abgebrannten oder eingeriſſenen Gebäude nicht bei Seite geſchafft, 


hoch ſonſt verwendet, auch etwa noch ſtehende Gebaͤudetheile, außer im Falle eines 


Gefahr drohenden Einſturzes, nicht abgetragen werden, bevor nicht der Magiſtrat 
und a die Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion davon Kenntniß genommen hat. Der⸗ 
jenige Verſicherte, welcher dawider handelt und dadurch die Ermittelung, ob der 
Jeuerſchaden total oder partiell geweſen, oder die Abſchaͤtzung der Schadenquote 
($. 44.) vereitelt, verliert feinen Anſpruch auf Entſchaͤdigung. 


9.57 a. Die Auszahlung der Verguͤtungsgelder erfolgt bei Totalſchaͤden 
der Regel nach in drei gleichen Theilzahlungen. Das erſte Drittel muß ſo⸗ 
fort, in keinem Falle aber ſpater als ſechs Wochen nach dem eingetretenen 
Brandſchaden, gezahlt werden; die Fälligkeit des zweiten Drittels haͤngt von dem 
Nachweiſe ab, daß das nach dem Brande wieder herzustellende Gebäude unter 
Dach gebracht worden, und das letzte Drittel wird gezahlt, ſobald die Wieder⸗ 


bherſtellung dem gegenwärtigen Reglement gemaͤß (F. 65.) vollendet iſt. Findet 


jedoch die Wiederherſtellung des abgebrannten Gebaͤudes uͤberhaupt nicht Statt 
(No. 1918.) (F. 66.), 
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(& 66.), fo erfolgt die Zahlung in zwei Hälften, die erſte ſechs Wochen und 
„die zweite vier Monate nach vorgefallenem Brandſchaden. 

Dieſelben Zahlungsfriſten treten alsdann ein, wenn der Verſicherte fuͤr 
die Erfüllung der Pflicht der Wiederherſtellung feiner abgebrannten Gebaͤude 
Sicherheit beſtellen will. Zu dem Ende muß der Magiſtrat bei der im F. 44, 
vorgeſchriebenen Verhandlung den Brandbeſchaͤdigten zugleich daruͤber, ob er 
gegen Beſtellung ſolcher Sicherheit die Zahlung in zwei, ſtatt in drei Terminen 
wuͤnſche, und eventuell in welcher Art die Sicherheit beſtellt werden ſolle, ver⸗ 
nehmen. Ueber die Angemeſſenheit dieſer Sicherheit hat ſich der Magiſtrat 
gutachtlich gegen die Direktion zu aͤußern und nach deren Anweiſung demnäaͤchſt 
die Beſtellung der Sicherheit zu veranlaffen. 


$. 57b. Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung gleichfalls in zwei 
Hälften, die erſte laͤngſtens ſechs Wochen nach dem eingetretenen Brandſcha⸗ 
den, und die andere gleichzeitig oder ſpaͤter, ſobald naͤmlich der Nachweis bei⸗ 
gebracht wird, daß die Wiederherſtellung vollendet ſey. 


6. 57c. Die Sozietaͤts⸗Kaſſe iſt verpflichtet, die Zahlung prompt und 
laͤngſtens in den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, vorausgeſetzt, daß dem Ver⸗ 
ungluͤckten nichts entgegenſteht, wovon das gegenwaͤrtige Reglement ſpaͤtere Zah⸗ 
lungstermine abhaͤngig macht. Findet eine laͤngere Verzoͤgerung der Zahlung 
Statt, fo iſt die Sozietät von dieſen Terminen ab zu den geſetzlichen Verzugs, 
zinſen verhaftet. : 


$. 58. Die Zahlung geſchieht in der Regel an den Verſicherten ($. 94% 
und darunter iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebäudes zu verſte⸗ 
hen, dergeſtalt, daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtuͤcks, wor⸗ 
auf das verſicherte Gebäude fteht oder geſtanden hat, durch Veraͤußerung, Ver- 
erbung u. ſ. w. auf einen Anderen uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Ver⸗ 
ſicherungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflichten für übertragen geachtet 


werden. 5 
‚Die Auszahlung der Verguͤtungsgelder geſchieht jedoch nur an denjeni⸗ 
gen Eigenthuͤmer, welcher im Feuerkataſter als Verſicherter vermerkt ſteht. 


$. 59. Das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder anderet 
Realberechtigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietgt 
beachtet, ſondern es bleibt jenen felbft uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfalle 
in Zeiten den Arreſiſchlag auf die Verguͤtungsſumme bei dem gehörigen Rich⸗ 
ter auszuwirken. 


F 60. Mur, wenn und ſoweit ein folder Arreſiſchlag vor geſchehenet 
Auszahlung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietaͤt verbunden, die Zah⸗ 
lung zu dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das 
Weitere unter ſich abzumachen haben. 8 b N 


$. 61. Kein Realglaͤubiger hat aber das Recht, aus den Brandvergü⸗ 
tungsgeldern wider den Willen des Verſicherten feine Befriedigung zu der 
5 langen, 
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langen, wenn und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherten Ge⸗ 
baͤudes verwandt werden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine ge⸗ 


ſetzmaͤßige Weiſe vor dem Hypothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen zulaͤng⸗ 


lich, ſichergeſtellt wird. 


$. 62. Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, 
ſo hat es bei den ordentlichen geſetzlichen Vorſchriften, die ſich zur Anwendung 
auf 105 Verhaͤltniß des Verſicherten und feiner Realglaͤubiger eignen, ſein Be⸗ 
wenden. f 5 ; 


$. 63. Wenn ein durch Brand verungluͤckter Theilnehmer von der Folge des 
Wiederherſtellung eines gaͤnzlich abgebrannten Gebaͤudes dispenſirt wird (F. 66.), a 
fo ſcheidet er ruͤckſichtlich dieſes Gebäudes mit dem Ablaufe des laufenden Jah⸗ den Austritt 
tes aus der Sozietät aus. Hat eine ſolche Dispenſation nicht ſtattgehabt, fo za Berficher: 
bleibt bei einem totalen Brandſchaden das abgebrannte Gebaͤude nur noch waͤh⸗ Sozietät und 
tend des laufenden Halbjahrs in der Sozietaͤt und der Eigenthuͤmer zu Bei⸗ N 

traͤgen verpflichtet. : 5 des Gebäudes. 

In dem einen und dem andern Falle hat der Magiſtrat die ſolcherge⸗ 
Im ausſcheidenden abgebrannten Gebäude von Amtswegen in dem Kataſter zu 

en. 

Bei Partialbrandſchaͤden bleibt das beſchaͤdigte Gebäude, der aus F. 15. 
und 27, folgenden Befugniſſe unbeſchadet, in der Sozietät, und muß nur nach 
Wiederherſtelung des Gebäudes den Erforderniſſen der H. 18. bis 24. von 
Neuem Genuͤge geleiſtet und das Kataſter danach berichtigt werden. a 


K. 64. Durch den Beitrag, welchen der von einem totalen Brandſcha⸗ 
den betroffene, ſein Gebaͤude wieder aufbauende Intereſſent annoch zu leiſten 
hat, find wahrend des laufenden Halbjahrs die neuen, durch Feuer zerſtoͤrbaren 
Baumaterialien und Bauarbeiten, welche entweder ſchon in dem in der Wie⸗ 
derherſtellung begriffenen noch unvollendeten Gebaͤude ſtecken, oder, als zum Baue 
beſtimmt, auf der Bauſtelle befindlich find, bei der Sozietaͤt zugleich mit ver⸗ 
ſichert, wenn der Eigenthuͤmer den Werth dieſer Materialien ꝛc. auf dem im 
$. 18. vorgeſchriebenen Wege hat abſchaͤtzen laſſen und angezeigt hat. Werden 
alsdann dieſe Gegenſtaͤnde ganz oder zum Theile durch einen ſpaͤteren Brand⸗ 
unfall zerſtoͤrt, ſo erfolgt die Verguͤtung nur fuͤr denjenigen Theil derſelben, 
velcher als bereits in dem Baue verwendet oder zur Bauſtelle geſchafft und 
dort vernichtet beſonders nachgewieſen wird, in dem H. 42. und 45. bezeichneten 


und nach Maaßgabe des $. 44. feſtzuſtellenden Verhaͤltniſſe. 


Unterlaͤßt der Eigenthuͤmer die Anzeige und Abſchaͤtung der Materialien 
0 ſo a er auf deren Vergütung bei ſpaͤterem Brandungluͤcke überall’ keinen 
nſpruch. f 


$. 65. In der Regel hat auch jeder Aſſoziirte, welcher ein Gebäude 
durch Brand gänzlich verliert, gegen die Sozietaͤt die Verpflichtung, das abge⸗ 
| brannte Gebäude auf derſelben Stelle wiederherzuſtellen, und nur unter dieſer 
Bedingung auf die Auszahlung der Verguͤtungsgelder Anſpruch (. 57. ff.). 
(No. 1918.) Jahrgang 1838, NMNnnn In⸗ 


Beamte der 


Sozietät. 
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Indeſſen haͤngt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines, dem 
abgebrannten voͤllig gleichen Gebaͤudes ab, ſondern es iſt nur erforderlich, daß 
die Verguͤtungsgelder lediglich zum Baue verwendet werden. Damit auch die⸗ 
ſer Vorſchrift allenthalben genuͤgt werde, ſo hat der Magiſtrat, ſobald Zweifel 
obwalten, vor Auszahlung der letzten Theilzahlung (F. 57.) durch die Abſchaͤtzungs⸗ 
Kommiſſion die wiedererbauten Gebaͤude einer Taxe zu unterwerfen. Falls dieſe 
Taxe nachweiſet, daß die vollſtaͤndige Verwendung des Entſchaͤdigungsbetrags 
nicht geſchehen, ſo fällt der Sozietaͤt der nicht verwendete Betrag anheim, infor 
fern der Abgebrannte nicht innerhalb eines Jahres den Nachweis der nachtraͤg⸗ 
lichen Verwendung führt: 


$. 66. Auch find die Regierungen befugt, die Wiederherſtellung eines 
abgebrannten Gebäudes entweder überhaupt, oder auf der alten Bauſtelle aus 
polizeilichen oder anderen höheren Ruͤckſichten zu unterſagen, und in dieſem Falle 
darf dem Brandbeſchaͤdigten die Verguͤtung, ſoweit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, nicht 
vorenthalten werden. Nicht minder bleibt den Regierungen vorbehalten, mit 
derſelben Wirkung auch ſchon dann den Abgebrannken auf feinen Antrag vom 
Wiederaufbaue zu entbinden, oder ihm den letzteren auf einer anderen Bauſtell 
zu geſtatten, wenn keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenſteht, und zugleich 
nachgewieſen wird, daß nicht auf Anlaß der Beſtimmungen des $. 47. dieſez 
Reglements ein Grund zur Vorenthaltung der Brandverguͤtungsgelder vor⸗ 
handen ſey. In dieſen Fallen find jedoch die Regierungen verpflichtet, die gut⸗ 
achtliche Erklaͤrung der Magiſtraͤte und der Stadtverordneten zuvor einzufor⸗ 
dern und ſich an ſolche, wenn fie von beiden Stadtbehoͤrden einſtimmig aus⸗ 
faͤllt, zu binden. 


$. 67. Zu Fuͤhrung der Sefchäfte befteht zu Merſeburg, als dem Ver 


ſammlungsorte des Provinzial⸗Landtages der Provinz Sachſen, eine Provinzial⸗ 


Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion. 


$. 68. Unter dieſer Bezeichnung wird für jetzt und fo lange, bis etwa 
auf den Antrag der Provinzialſtaͤnde von Uns eine andere Einrichtung angeord- 
net werden moͤchte, die Behörde in folgender Art zuſammengeſetzt. 

Der Praͤſident der Regierung zu Merſeburg übernimmt die obere del 
tung der Geſchaͤfte. a 


F. 69. Demſelben wird ein von ihm auszuwaͤhlender und von den 
Miniſter des Innern und der Polizei zu genehmigender Rath der Regierung 
2 der in Behinderungsfaͤllen auch die Stelle des Praͤſidenten zu ver⸗ 
reten hat. a 


$. 70. Dieſem liegt nicht nur der ſpezielle Geſchaͤftsbetrieb ob, ſondern 


& iſt auch verpflichtet, über die Buchführung, ſowie über das Kaſſen⸗ und 


echnungsweſen, eine ſtrenge Auſſicht zu führen, und in allen Theilen der Ver⸗ 
waltung die erforderliche Ordnung nach den diesfaͤlligen Vorſchriften zu erhal⸗ 
ten. Auch hat derſelbe den Mitverſchluß des Kaſſentreſors zu e 0 
es d JI. 
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9. 71. Fuͤr dieſen Geſchaͤftsbetrieb bezieht er für die Dauer feiner Funk⸗ 
tionen aus der Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe jahrlich eine Remuneration 
von Dreihundert Thalern. ö ’ 


$. 72. Die Buchführung und Verwaltung der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Kaſſe wird der Haupt⸗Inſtituten⸗ und Kommunal⸗Kaſſe der Regierung 
zu Merſeburg uͤbertragen, indem die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe, um 
der beſſeren Sicherheit willen, fuͤr die Dauer der jetzt angeordneten Einrichtung 
mit vorgedachter Haupt⸗Inſtituten⸗ und Kommunal⸗Kaſſe vereinigt werden ſoll. 


$. 73. Zu den Koſten der Kaſſen⸗Verwaltung hat die Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt auf Erfordern in dem fuͤr die uͤbrigen Fonds der Kommunal⸗ und 
Inſtituten⸗Kaſſe beſtimmten Verhaͤltniſſe beizutragen, dagegen aber auch auf die 
nämliche Sicherheit zu rechnen, wie die übrigen Fonds jener. Kaffe. 


9. 74. Einſttweilen wird jedoch dieſer Beitrag im Ganzen auf die 
Summe von Tauſend Thalern jährlich feſtgeſetzt. 


$. 75. Eine beſondere Kaution hat der Rendant der Kommunal» und 
Inſtituten⸗Kaſſe für die Gelder der Sozietät nicht zu leiſten, da die von ihm ber 
keits beſtellte Kaution auch fuͤr die Sozietaͤtsgelder antheilig mit haftet. 


$. 76. Zu den Buͤreaugeſchaͤften bedient ſich der Regierungspraͤſident 
der Subalternen der Regierung zu Merſeburg nach ſeiner Auswahl. Dieſelben 
ſollen zwar zu unentgeltlicher Bearbeitung der Geſchaͤfte verpflichtet ſeyn, indes⸗ 
ſen bleibt es dem Praͤſidenten uͤberlaſſen, dieſelben nach Befinden fuͤr die ihnen 
dadurch zugewachſenen außerordentlichen Geſchaͤfte angemeſſen zu remuneriren, 
und demſelben werden ſowohl zu dieſem Behufe, wie zu ſonſtigen Buͤreau⸗Be⸗ 


duͤrfniſſen, jaͤhrlich 5 
Dreihundert Thaler i 
bei der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe zur Dispofition geſtellt, deren Verwendung 


in der Rechnung ſpeziell nachzuweiſen iſt. 
ö $. 77. Zu einer fortgeſetzten Kenntnißnahme und unmittelbaren Ver⸗ 
bindung mit dem Provinzial⸗Landtage fol eine ſtaͤndiſche Deputation, aus drei 
ſtͤdtiſchen Mitgliedern des letztern, beftehen, deren Wirkſamkeit ſich während der 
Zeit, wo der Provinzial⸗Landtag nicht verſammelt iſt, auf die in dieſem Regle⸗ 
ment dahin verwieſenen Gegenſtaͤnde beſchraͤnkt. 


$. 78. Unmittelbar unter der Provinzial⸗Staͤdte⸗FJeuerſozietaͤts⸗Direktion 
werden die Angelegenheiten der Sozietaͤt nach den Beſtimmungen dieſes Re⸗ 
glements und nach den Verfügungen der Direktion von den Magiſtraͤten beſorgt. 
Insbeſondere haben letztere die ordnungsmaͤßige Einhebung und Berechnung der 
BVerſicherungsbeitraͤge zu kontrolliren und zu vertreten, und für die puͤnktliche 
Ablieferung der von den Verſicherten der Stadt aufzubringenden Beitragsſumme 
an die Feuerſozietäͤts⸗Kaſſe, ſowie für die Sicherheit der Gelder, ſo lange fie ſich 
in der ſtaͤdtiſchen Kaſſe befinden, Sorge zu ne 5 In 
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In Fallen ſaͤumiger oder ordnungswidriger Verwaltung iſt die Provin⸗ 
zial⸗Direktion befugt, gegen die Magiſtraͤte vorübergehend oder fortdauernd eine 
beſondere geeignete Kontrolle anzuordnen, auch nach Befinden Ordnungsſtrafen, 
die zur Sozietaͤts⸗Kaſſe fließen, bis zu. 20 Rihlr. zu verfügen. | 

Die Magifträte fungiren von Amtswegen und unentgeldlich. Fuͤr die 
Rezeptur der halbjaͤhrigen Beiträge wird aber unter der, $$. 28. und 78. feſt⸗ 
geſetzten Vertretungs-Verbindlichkeit, eine Vergütung von zwei Prozent von der 
nl gewährt, und ſolche unter den halbjaͤhrigen Beiträgen mit ausge 

rieben. 


$. 79. In der Regel erhält kein Beamter der Sozietät für etwanige 
Sozietaͤts⸗Geſchaͤfte ohne Unterſchied, ob ſolche auf Rechnung der Sozietaͤtskaſſe 
oder eines einzelnen Privatintereſſenten beſorgt werden, irgend eine in dieſem 
Reglement nicht beſonders vorgeſchriebene Remuneration, doch ſollen bei unum⸗ 
gaͤnglich nothwendigen Reiſen die in der Verordnung vom 28. Juni 1825. be⸗ 
ſtimmten Säge für Diaͤten und Reiſekoſten aus der Sozietaͤts⸗Kaſſe vergütet 
werden. 


Geſchäftsfah⸗ $. 80. Bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion wird ein Haupt⸗ 
en a (Hauptkataſter) und in jeder Stadt ein Stadt⸗Lagerbuch (Ortskataſter) 
a gefuͤhrt. € 

Das Hauptlagerbuch befteht aus den Duplikaten der ſaͤmmtlichen Stadt 
Lagerbuͤcher. Das Stadt Lagerbuch iſt von dem Magiſtrate nach dem hier sub B. 
- beigefügten Formulare und nach der Reihefolge der einzeln aſſozürten Gehoͤfte 
geordnet, in zweifacher Ausfertigung anzulegen und an die Provinzial⸗Direktion 
zur Beſtaͤtigung einzuſenden. Das eine mit dieſer Beſtaͤtigung verſehene Exem⸗ 

plar hat der Magiſtrat zu aſſerviren und ordnungsmaͤßig weiter fortzufuͤhren. 


F. 81. Die vorfallenden Veraͤnderungen (Eintreten neuer oder Austke⸗ 
ten bisheriger Theilnehmer, Erhoͤhung oder Herunterſetzung der Verſicherungs⸗ 
ſummen und Verſetzungen aus einer Klaſſe in die andere) werden, ſobald ſolche 
als ſtatthaft anerkannt ſind, und eben ſo die Vermerke der Hypothekenglaͤubiger 
und Namens ⸗Veraͤnderungen der Ssozietaͤtsgenoſſen, in beſondere Nachtraͤge 

N nee. zu welchen das in der Beilage sub C. befindliche Schema be 

Die Magiſtraͤte haben dieſe Nachtraͤge unter fortlaufenden Nummern 
halbjaͤhrlich und zwar bis zum 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres in duplo 
aufzuſtellen und mit den dazu gehoͤrigen Unterlagen, wo moͤglich ſechs Wochen 
vor Ablauf des Halbjahrs, an die Provinzial⸗Direktion 15 Pruͤfung und Be⸗ 
ſtaͤtigung einzureichen. Die im Laufe des Jahres zuläffigen Veranderungen 
(F. 15.) werden in außerordentliche Interimsnachtraͤge aufgenommen, die ſofort 
in vorkommenden Sällen einzuſenden find, deren Inhalt aber in den ordentlis 
chen jaͤhrlichen Hauptnachtrag wieder aufgenommen werden muß. 


$. 82. Am Schluſſe jeden Nachtrags wird der reſp. Zus oder Abgang 
der Verſicherungsſummen ſowohl als Beitragsſummen balancirt und der darun⸗ | 
ter 
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ter zu ſetzenden letzten Abſchlußſumme des Kataſters und reſp. Nachtrags deſſel⸗ 
ben zus oder abgerechnet, fo daß aus dem letzten Nachtrage ſich jedesmal die 
Totalſumme aller Verſicherungs⸗ und Beitragsſummen klar ergiebt. 

In dem Kataſter ſelbſt wird unter Anfuͤhrung der Nachtragsnummern 
nur ein kurzer Vermerk gemacht, wo ein Nachtrag eine Abaͤnderung herbeige⸗ 
fuͤhrt hat, ſonſt aber in das Kataſter nichts eingeſchrieben, als bloße Namens⸗ 
beraͤnderungen der Gebaͤudebeſitzer; wenn aber dergleichen Veraͤnderungen und 
Vermerke fi in einem Stadrkataſter zu ſehr häufen, fo iſt dann ein neues Ka⸗ 
taſter auszufertigen, um ſowohl in dem Haupt- als in dem Stadt⸗Lagerbuche 
gleichzeitig an die Stelle des alten gebracht zu werden; das alte wird alsdann 
aus den Buͤchern entfernt und zu den Akten gebracht. 


$. 83. Ueber die zu Gunſten der Hypothekenglaͤubiger und übrigen 
Realberechtigten im Kataſter zu motivirenden Vermerke (F. 14) wird fuͤr ſede 
Stadt ein beſonderes Hypothekenvermerk⸗Regiſter (Geheimbuch) von den Ma⸗ 
giſtraͤten geführt. 

Der Magiſtrat if für die Legalitaͤt des Verfahrens und für die Sicher⸗ 
heit der Realberechtigten dergeſtalt verantwortlich, daß zum Nachtheile der letz⸗ 
teren keine Veraͤnderung in der Verſicherung und keine Auszahlung von Brand⸗ 
verguͤtungen erfolgen darf. s 

In allen Fallen ſoll, zur moͤglichſten Geheimhaltung ſolcher Privatſchuld⸗ 
verhaͤltniſſe, in's Kataſter ſelbſt nur ein kurzer Vermerk wegen der beſtehenden 
Einſchraͤnkung im Allgemeinen und ohne Bezeichnung eines Namens oder einer 
Summe eingetragen werden. N 5 

Die Loͤſchung eines eingetragenen Vermerks kann nur auf dieſelbe Weiſe 
geſchehen, wie die Eintragung erfolgt war. 


$. 84. Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung 
einer Verſicherungsſumme, welche mit der $. 15. bezeichneten ausdrücklichen 
Verpflichtung angebracht werden, Fönnen zu jeder Zeit an den Magiſtrat gelan⸗ 
gen, letzterer hat alsdann, wenn der Antrag dem gegenwaͤrtigen Reglement ge⸗ 
mäß ſubſtantiirt oder das etwa Fehlende nachgeholt iſt, ſoſort die Abſchaͤtzungs⸗ 
Verhandlung zu veranlaſſen und demnaͤchſt ohne Verzug an die Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu berichten, von welcher die Genehmigung in einer be⸗ 
ſondern Verfuͤgung auszuſprechen iſt. : 


9. 85. Wer aber fonft der Sozietät mit dem naͤchſtbevorſtehenden Ein⸗ 
trittstermine als neuer Intereſſent beitreten, oder die Verſicherungsſumme ver⸗ 
ändern, oder ganz ausſcheiden will, muß fein desfallfiges Geſuch bei dem Ma⸗ 
giſtrate wenigſtens drei Monate vorher anbringen und widrigenfalls, wofern 
namlich alsdann das Geſchaͤft mit Inbegriff der etwa nöthigen Berichtigung 
der Abſchaͤtzung und Klaſſiſizirung, vor Eintritt des naͤchſten Receptionstermins 
uicht gaͤnzlich abgeſchloſſen werden kann, ſich⸗ gefallen laſſen, daß die Wirkung 
des Vertrags bis zum Datum des Genehmigungsreſ kripts der Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤts⸗Direktion verſchoben bleibt. In beiden Faͤllen ($. 84. und 55 
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muß jedoch die ſchließliche Genehmigung binnen laͤngſtens drei Monaten nach 
der Anmeldung des Antrags erfolgen, und ſoll widrigenfalls die Wirkung des 
ſpaͤter zu Stande gebrachten Vertrags, wofern nicht der Antragende ſelbſt die 
Verzoͤgerung verſchuldet hat, ſchon mit Ablauf dieſer drei Monate eintreten. 


5 K 86. Die nöthigen Abſchaͤtzungsverhandlungen muͤſſen uͤbrigens ordent⸗ 
licher Weiſe bis laͤngſtens ſechs Wochen vor Eintritt des Aufnahmetermins be⸗ 
wirkt und bis dahin überhaupt, alle Aufnahmegeſchaͤfte zur Genehmigung der 
Provinzial⸗Direktion vorbereitet werden. 


$. 87. Spaͤteſtens vier Wochen vor dem Ein⸗ und Austrittstermine 
muͤſſen alle Berichte mit den Antraͤgen und Verhandlungen, welche die Magi⸗ 
ſtraͤte einzureichen haben, ſowohl was die Eintragungen, als was die Loͤſchungen 
betrifft, in den Haͤnden der Provinzial⸗Direktion ſeyn. 5 
i Die letztere muß dann vor allen Dingen diejenigen einzelnen Geſchaͤfte, 
bei denen ſich Erinnerungen und Bedenken finden, die noch vor dem naͤchſten 
Ein⸗ und Austrittstermine zu erledigen ſind, ſchleunigſt herausheben und deshalb 
das Noͤthige verfuͤgen. 

Bis zu dieſem Zeitpunkte aber hin muß dieſelbe die Berichtigung des 
Hauptlagerbuchs bewirken und jedem Magiſtrate die ihn angehenden Ausferti⸗ 
gungen zugehen laſſen. 


F. 88. Wenn ein aſſoziürtes Gebäude von einem Brandunfalle betroffen 
worden, fo muß der Magiſtrat mit Bezeichnung der Kataſternummer des ver⸗ 
ungluͤckten Gebaͤudes der Provinzial⸗Direktion mit der naͤchſten Poſt eine kurze 
Anzeige erſtatten, demnaͤchſt die Schadenaufnahme (J. 40, ff.) in laͤngſtens acht 
Tagen nach dem ſtattgehabten Brandſchaden vollſtaͤndig bewirken und ſolche in 
doppelter Ausfertigung ſofort an die Provinzial⸗Direktion einſenden. 


b F. 89. Werden dieſe (J. 88.) Friſten verabſaͤumt, oder finden ſich gegen 
die Schadenaufnahme Seitens der Provinzial⸗Direktion weſentliche Erinnerun⸗ 
gen, denen nicht noch zu gehoͤriger Zeit vor Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen 
Zahlungsfrist (J. 57.) abgeholfen werden kann, ſo ift der Saͤumige für. die etwa 
daraus entſtehenden nachtheiligen Folgen verhaftet und uͤberdem nach Umſtaͤnden 
in eine, in die Sozietaͤts⸗Kaſſe ſſießende Ordnungsſtrafe von fünf. bis zwanzig 
Thalern verfallen. 


$ 90. Zu Erhebung der Feuerſozietaͤts⸗Beitrage hat ſich der Orts⸗ 
erheber, deſſen Wahl dem Magiſtrate zuſteht, und der nach Befinden zur Sicher⸗ 
heit Kaution zu leiſten hat, bel jedem Ausſchreiben die Heberolle auf den Grund 
des Kataſters und juͤngſten Kataſternachtrags ſelbſt anzulegen und ſolche, vot 
jeder Erhebung irgend eines Beitrags, durch den Magiſtrat feſtſtellen und be⸗ 
glaubigen zu laſſen. Dieſe Heberolle, welche nach Befinden ſogleich auf mehrere 
Termine eingerichtet werden kann, muß unter der fortlaufenden Kataſternummer 
die Namen der Gebaͤudebeſſtzer nebſt derjenigen Summe, von welcher nach 
Maaßgabe des im J. 34 b. beſtimmten Konkurrenzverhaͤltniſſes, jedes be 


| 


— 403 — 


oder Gehoͤfte beitragspflichtig iſt, enthalten, auch die Individualbeitraͤge und end⸗ 
1 die Totalſumme aller dieſer Konkurrenz und Beitragsbetraͤge 
nachweiſenn. . 973 2250 


L. 91. Die Magiſtraͤte haben die Ablieferung der Beiträge in den, im 
9. 28. vorgeſchriebenen Friſten zur Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe mittelſt 
doppelter Lieferſcheine, wovon einer quittirt zurückgegeben wird, zu bewirken. 


$. 92. Bei dem erſten Ablieferungstermine (F. 28.) bedarf es nur einer 
ſummariſchen Angabe der etwanigen Reſte. Bei der zweiten Ablieferung aber 
ſind ſolche mittelſt ſpeziellen Verzeichniſſes nachzuweiſen, welches nur dann Guͤl⸗ 
tigkeit hat, wenn die vollſtreckte Exekutſon zugleich nachgewieſen und deren Er⸗ 
ſolgloſigkeit mit Anfuͤhrung der Urſachen dargethan wird. 

Zugleich haben ſich die Magiſtraͤte gutachtlich zu aͤußern, ob mit ander⸗ 
weiter Exekution zu verfahren, oder Reglexekution auszuwirken thunlich ſey, und 
es hat hierauf die Provinzial⸗Direktion entweder die eine oder die andere zu 
beranlaſſen, oder das Niederſchlagungs⸗Dekret auszufertigen. 


$. 93. Der Provinzial⸗Direktion liegt ob, darauf zu ſehen, daß dieſe 
Ablieferungen ($. 91.) prompt erfolgen, damit die durch Vorausbezahlung der 
Brandſchaͤden⸗Verguͤtungen aus andern Kaſſen oder aus dem Betriebs fonds 
geleifteten Vorſchuͤſſe ($%. 57 a. und 57 b.) nach Ablauf des Halbjahrs wieder er⸗ 


ſtattet werden Fonnen. Behufs der diesfaͤlligen Ueberſicht hat die Provinzial⸗ 


Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe für jede Stadt ein ſpezielles Konto zu führen. 


$. 94. Alle Zahlungen ohne Unterſchied muͤſſen bei der Provinzial⸗Di⸗ 
veftion nachgeſucht und juſtifizirt werden und werden dann dieſelben von der 
Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe durch die Magiſtraͤte direkt an die Em⸗ 
pfänger gegen von ihnen ausgeſtellte und von dem betreffenden Magiſtrate lega⸗ 
liſirte Quittungen geleiſtet, nachdem das Liquidum von der Provinzial⸗Direktion 
feſtgeſetzt und angewieſen worden iſt. 


$. 95. Die Magiſtraͤte haben über die betreffenden Einnahmen und 


Ausgaben eigentlich keine Rechnung zu legen, doch liegt es ihnen ob, uͤber die 


auf den Grund der Heberolle eingenommenen Beiträge und andere ihnen über 
wieſene Gelder, ſo wie uͤber die auf Anweiſung der Direktion davon beſtritte⸗ 
nen Ausgaben ein uͤberſichtliches Konto zu fuͤhren und ſolches halbjaͤhrig abzu⸗ 
beer Daſſelbe bleibt zwar im Gewahrſam des Magiſtrats, muß aber zu jeder 


eit der Provinzial⸗Direktion vorgelegt werden, wenn es von derſelben ver⸗ 
langt wird. jr 


. 96. Die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe hingegen legt lljaͤhr⸗ 
lich eine förmliche und vollftändige Rechnung ab. 
97. Dieſe wird zunaͤchſt von der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗ 


8 
Direktion nach den fuͤr die Regierungs⸗Kaſſen⸗Verwaltung beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten revidirt und muß mit deren Reviſtonsprotokolle binnen laͤngſtens ſechs Mo⸗ 


I 
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naten nach dem Schluſſe des betreffenden Jahres an den Ober⸗Praͤſidenten 
eingereicht werden, der ſolche dem naͤchſten Provinzial⸗Landtage vorzulegen hat, 
welchem die Superreviſion und die Ertheilung der Decharge zuſteht. Auch muß, 
nachdem die Vorreviſion erfolgt iſt, der ſummariſche Inhalt der Rechnung ſelbſt, 
ſo daß daraus ruͤckſichtlich jeder einzelnen Stadt beſonders und demnaͤchſt aller 
Staͤdte zuſammengenommen die Verſicherungsſummen ſaͤmmtlicher Staͤdte, nach 
den Klaſſen geſondert, die Summen der Beitraͤge, die Summen der gezahlten 
Brandverguͤtungsgelder, nach Klaſſen geſondert, die Summe der Gehalte u. ſ. w. 
zu entnehmen ſind, durch die Amtsblätter alljaͤhrlich zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht und eine Ausfertigung dieſer Bekanntmachung an das Miniſterium des 
Innern und der Polizei eingefandt werden. 

Außerdem hat die Provinzial⸗Direktion alljaͤhrlich über die Verwaltung 
des Inſtituts und die dabei vorgekommenen bemerkenswerthen Thatſachen einen 
Bericht abzufaſſen und an den Ober-Praͤſidenten einzureichen, welcher ſolchen 
der erwaͤhlten ſtaͤndiſchen Deputation mittheilt. Sowohl auf Grund der hierin 
enthaltenen data, als auch der von den ſtaͤndiſchen Deputirten etwa ſelbſt ge⸗ 
machten Bemerkungen, kann eine Zuſammenberufung der ſtaͤndiſchen Deputation 
zu einer Konferenz unter Zuziehung der Direktion von dem Ober⸗Praäſidenten 
angeordnet werden, um entweder in dringenden Angelegenheiten der Sozietät 
fofortige Anträge im Intereſſe derſelben zu berathen und zu formiren, oder um 
die Angelegenheiten der Sozietaͤt fuͤr die Beſchluͤſſe des naͤchſten Landtages deſto 
beſſer vorzubereiten. 8 ; : 

Zu letzterem Behufe werden die gelegten, bei dem Ober⸗Praͤſidenten be 
ruhenden Rechnungen jedenfalls zwei Monat vor Eroͤffnung des Landtages der 
Deputation zugefertigt. 


$. 98. Die Juſtifikation der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſen⸗ 
Rechnungen geſchieht auf folgende Weiſe f > 
a) Das Soll der Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge wird im erſten Einnahmetitel 
durch eine von der Provinzial» Direktion ausgefertigte Deſignation 
uͤber den Hauptbetrag aller (einzeln darin aufzufuͤhrenden) Heberollen 
($. 90.) belegt. ö "STR 
Von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe eines Halbjahres ein, 
treten und reſp. ihre Verſicherungsſummen erhöhen laſſen ($$. 15., 37. 
und 38.) oder welche Strafbeitraͤge zu entrichten oder Beitragserhoͤ⸗ 
hungen nachzuzahlen verpflichtet ſind, hat die Provinzial⸗Direktion eine 
beſondere Nachweiſung oder aber ein Atteſt: daß Zugang dieſer Art 
nicht ſtattgefunden habe, zum Rechnungsbelage auszufertigen. Daſſelbe 
findet auch bei Geldbußen in Kontraventionsfaͤllen ($. 17.) und bei 
Ordnungsſtrafen ($. 89.) ſtatt. 
Etwanige außerordentliche Einnahmen (z. B. aus H. 47 b. und 48.) 
werden durch die ausgefertigten Vereinnahmungsorders der Provin⸗ 
zial⸗Direktion belegt. Korps 
d) Wenn wider Erwarten Beiträge im Ruͤckſtande bleiben, fo find ſolche 
Hefte durch beſondere Reſtverzeichniſſe (§. 93.) und wenn fie gar 1 | 
i [Ad . 


b 


— 


— 


© 


== 


beibringlich werden follten, durch beſondere Niederſchlagungsorders der 
Provinzial⸗Direktion nachzuweiſen. ; 


$. 99. Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt: an bezahlten Brandverguͤ⸗ 
tungsgeldern, durch eine von der Provinzigl⸗Direktion angefertigte Deſignation 
uͤber den Hauptbetrag aller, jedoch einzeln darin aufzufuͤhrenden Brandverguͤtungs⸗ 
gelder und durch foͤrmliche Feſtſetzungsdekrete derſelben, ingleichen durch gehoͤrige, 
von den Magiſtraͤten beſcheinigte Quittungen (F. 94.) zu juſtiſtziren. 


$. 100. Eines beſonderen Etats bedarf es nicht, da die ordentlichen 
Verwaltungsausgaben bereits ſaͤmmtlich durch das Reglement feſtgeſtellt ſind. 


K. 101. Zu außerordentlichen Ausgaben aber, welche ihren Grund in 
dieſem Reglement nicht finden, iſt ſtets die beſondere Zuſtimmung des Provin⸗ 
zigl Landtages erforderlich, welche jedoch in dringlichen Faͤllen, nachdem zuvor die 
ſtaͤndiſche Deputation mit ihrem Gutachten gehoͤrt worden, einſtweilen durch die 
e Genehmigung des Miniſters des Innern und der Polizei ergaͤnzt 
werden kann. i 


§. 102. Um in Uebereinſtimmung mit $. 80. die Fünftige Ueberſicht aller 
das Sener-Spzietätswefen betreffenden data zu erleichtern, ſo muͤſſen alle Jah⸗ 
resrechnungen nach folgender Form angelegt werden: 


1) Bei der Einnahme find im erſten Einnahmetitel die Feuerſozietaͤts⸗ 
Beiträge für jede Klaſſe abgeſondert, und bei jeder Klaſſe mit Angabe 
Br 1 der Verſicherungs⸗Kapitalien in Rechnung zu ſtel⸗ 
en, un 


2) bei der Ausgabe muß in dem erſten Ausgabetitel an gezahlten Brand⸗ 
verguͤtungsgeldern jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt und 
in beſonderen Kolonnen vorn die Verſicherungsſumme des Gebaͤudes 
nachgewieſen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehoͤrt, bezeichnet, und die 
Quote der ſtattgefundenen Beſchaͤdigung (. 55.) vermerkt werden. 


$. 103. Die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietäaͤts⸗Kaſſe muß zugleich mit der 
Haupt⸗Inſtituten⸗ und Kommunal Kaffe durch die Reviſtonskommiſſion der Re⸗ 
gierung, deren Mitglied jedoch jedenfalls der Departementsrath des Inſtituts 
ſeyn muß, allmonatlich einer ordentlichen Reviſion und wenigſtens alljaͤhrlich ein⸗ 
mal ebenfalls zugleich mit der Haupt⸗Inſtituten⸗ und Kommunal⸗Kaſſe, einer 
gußerordentlichen Reviſion unterworfen werden. 


$. 104. Wenn ſich bei den Stadtkaſſen⸗Rezepturen Feuerkaſſengelder 
befinden, ſo liegt es den Magiſtraͤten bei eigener perſoͤnlicher Verantwortlichkeit 
ob, für die Sicherheit derſelben durch Rebiſionen und auf andere Weiſe zu 
ſorgen, und auf baldige Abfuͤhrung der Beſtaͤnde zu halten. 
Go. 1918.) Jahrgang 1838. Oo o $. 105. 


Berfahren in 
Relurs- und 
Streitfällen. 
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F. 105. Beſchwerden über das Verfahren der Magiſtraͤte, oder Anfra⸗ 
gen der letztern find. zunaͤchſt bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
und weiterhin bei dem Ober⸗Praͤſidenten der Provinz, in hoͤchſter Inſtanz aber 
bei dem Miniſterium des Innern und der Polizei, anzubringen. Die Beſchwer⸗ 
den, welche uͤber die Provinzial⸗Direktion ſelbſt anzubringen, und die Anfragen, 
welche von dieſer zu machen ſeyn moͤchten, gelangen zunaͤchſt an den Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidenten und weiterhin gleichfalls an das Miniſterium des Innern und der 


Polizei. 


$. 106. Der Jahresbericht und die Jahresrechnungen des Inſtituts ge⸗ 
langen auf dem, $. 97. vorgeſchriebenen Wege an den Provinzial⸗Landtag zur 
Pruͤfung und reſp. Dechargirung. Dem Provinzial⸗Landtage ſteht frei, ſich bei 
dieſer Gelegenheit alle Verhandlungen der Provinzial⸗Direktion vorlegen zu 
laſſen und, wenn ſich darin Anlaß zu Bemerkungen findet, ſolche in Form der 
Petitionen zur Sprache zu bringen. 


$. 107. Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenſeitige Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten zwiſchen der Sozietät und einem oder mehreren Aſſozirten ent⸗ 
ſtehen, verbleibt es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich 
auf die Frage bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betref⸗ 
fenden Brandſchadens überhaupt als zur Sozietaͤt gehörig zu betrachten, oder 
aber ihm überhaupt eine Brandſchadenverguͤtung zu verſagen ſey oder nicht. 
Doch verſteht ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Fallen ein Kompromiß auf 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. 


F. 108. Fuͤr alle übrigen Streitfälle außer den vorſtehend bezeichneten, 
namentlich bei Streitigkeiten über die Aufnahme der Taxen oder der Brand⸗ 


ſchaͤden, uͤber den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, uͤber die Zahlungs⸗Moda⸗ 


litaͤten, über zu bezahlende Koſten und dergl., findet hingegen der ordentliche 
Rechtsweg nicht Statt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher 
ſich bei der Heſtſetzung der Provinzial⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion nicht beruhigen 
will, nur die Wahl zwiſchen dem Wege des Rekurſes und der Berufung auf 
eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen, 
ſo kann hernach nicht wieder davon abgegangen werden. 


$. 109. Der Rekurs geht (nach $. 105.) zunaͤchſt an den Ober⸗Praͤſi⸗ 
denten und dann an das Miniſterium des Innern und der Polizei, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung auf dieſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung dar⸗ 
auf binnen einer Praͤkluſtofriſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſt⸗ 
ſetzung der Provinzial⸗Direktion bei der letzteren anbringen. a 


$. 110. Die ſchiedsrichterliche Behörde ſelbſt ſoll aus drei Schiedsrich⸗ 
tern beſtehen, wovon einer als Obmann fungirt; den erſten Schiedsrichter al 
er 


* 
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der mit der Sozietaͤt in Streit befangene Intereſſent, und den zweiten der Ma⸗ 
giſtrat, beide aus der Zahl der mit Grundſtuͤcken angeſeſſenen Einwohnern der 
Stadt, dergeſtalt jedoch, daß dieſelben bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt 
aſſozürt find und weder mit dem Provokanten noch unter einander in einem, die 
Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeinträchtigenden Verwandtsſchaftsverhaͤltniſſe ſtehen, auch 
großjaͤhrig und untadelhaften Rufes ſind. 


Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher als Obmann 
eintritt, hat die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion, und zwar lediglich 
aus der Zahl der in der Provinz mit Richtereigenſchaft angeftellten Juſtizbeamten 
zu ernennen, und dieſem liegt die Protokollirung und Leitung der Verhandlung ob. 


$. 111. Dieſe Verhandlung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit erge⸗ 
ben, daß beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden 
und Schriften, welche zur Sache gehoͤren, vorgelegen haben. Der Magiſtrat 
vertritt dabei die Sozietaͤt. 


F. 112. Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter; der dritte 
tritt nur alsdann, wenn jene ſich nicht über eine und dieſelbe Meinung vereini⸗ 
gen koͤnnen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme fuͤr die eine oder die 
andere Meinung den Ausſchlag zu geben. 


$. 113. Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die 
Nichtigkeitsklage, wo ſolche durch den $. 111. oder durch die allgemeinen Ger 
ſetze zu begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter Statt, 
welcher jedoch ſein Urtheil bloß auf die Frage: 


ob der angefochtene ſchiedsrichterliche Spruch fuͤr nichtig zu achten oder nicht? 


zu beſchraͤnken hat, dergeſtalt, daß, falls Erſteres rechtskräftig feſtgeſtellt worden, 
alsdann das ſchiedsrichterliche Verfahren mittelſt Bildung einer neuen ſchieds⸗ 
richterlichen Behoͤrde erneuert werden muß. 


Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Praͤkluſivfriſt von zehn Ta⸗ 
gen nach Eroͤffnung des ſchiedsrichterlichen Spruches anhaͤngig gemacht werden. 


. $. 114. Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichter⸗ 

lichen Ausſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel 

Statt, ſondern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechts⸗ 
r 


kraft uͤber. 

$. 115. Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤfti⸗ 

\ 9 Abmachung der Sache, wenn ſie nicht nach F. 113. an den ordentlichen 

ichter gelangen, an die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion eingeſandt 
und in deren Archiv aufbewahrt werden. 

No. 1918.) Oo o 2 $. 116. 


Beiſtand, auf 
welchen die 
Provinzial⸗ 


euer⸗Landrath in feinem Geſchaͤftsbereiche den Aufträgen der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuer⸗ 


rektion 


Städte ⸗ 


eaten dine ſozietaͤts⸗ Direktion zur Ausrichtung einzelner Geſchaͤfte Folge zu leiſten verpflich⸗ 


$. 116. Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Feuerſozietaͤt moͤglichſt erleich⸗ 
tert werde, ſoll jeder Kreis⸗ oder Kommunal⸗Beamte, insbeſondere jeder Kreis⸗ 


m z et ehn. 
ae erlen 


$. 117. Jeder in der Provinz Sachſen mit Richtereigenſchaft angeſtellte 
Juſtizbeamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behoͤrde zu ver⸗ 
handelnden Streitſache zum Obmann berufen wird, dieſem Rufe in ſo weit, als 
ihn bei erheblichen Behinderungsgruͤnden ſeine vorgeſetzte Behoͤrde nicht davon 
entbindet, Folge zu leiſten ſchuldig. 


$. 118. Ferner ſoll jeder vereidete Baubeamte ſchuldig ſeyn, innerhalb 


ſeines Geſchaͤftskreiſes den Auftraͤgen der Feuerſozietaͤts⸗Direktion zu Tax⸗ oder 


Brandſchaͤden⸗Aufnahmen oder zu Reviſionen Folge zu leiſten, und die vorge⸗ 
ſetzte Regierung ihn noͤthigenfalls dazu anhalten. 


$. 119. Wenn ein Baubeamter zur Aufnahme oder Reviſton von Ge 
baͤudetaxen von der Behoͤrde beauftragt wird, ſo ſoll er (außer den Fuhrkoſten 
bei vorkommenden Reiſen, wofern ihm die Fuhren nicht geſtellt werden) ſeine 
Gebuͤhren nach folgenden Saͤtzen zu liquidiren haben: 


a. für Aufnahme einer foͤrmlichen Taxe von jeder Ein Tauſend Quadratfuß 
Grundflaͤche fuͤr jedes Stockwerk funfzehn Silbergroſchen; 

b. fuͤr eine bloße Taxreviſion die Haͤlfte dieſes letztern Satzes. Es werden 
dabei Gebäude, die überhaupt weniger als 1000 Quadratfuß Grundfläche 
haben, auf dieſe Flaͤche fuͤr voll, und die Ueberſchuͤſſe uͤber eine ſolche 
Grundflaͤche, wenn ſie unter fuͤnfhundert Quadratfuß ſind, gar nicht, wenn 
fie aber fuͤnfhundert Quadratfuß erreichen, gleichfalls für voll gerechnet. 


F. 120. Jeder ſachverſtaͤndige Bauhandwerker ſoll verpflichtet ſeyn, inner⸗ 
halb des Kreiſes, in dem er anfäßig iſt, auf die Aufforderung der Feuerſozietaͤts⸗ 
Behörden in den Tax⸗ oder Brandſchaͤden⸗Aufnahme⸗Terminen ſich einzufinden, 
und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren. Handwerksmeiſter u. ſ. w. erhalten ihre 
Diäten, Verſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, Reiſegelder ꝛc. nach eben denjenigen 
Satzen, wie ſolche ihnen in ähnlichen Geſchaͤften für oͤffentliche Rechnung aus 
Staatskaſſen zukommen wuͤrden. a 


F. 121. Jeder Magiſtrat iſt verbunden, die $. 12. erwähnten Anzeigen 
auf⸗ oder entgegenzunehmen und weiter zu befoͤrdern. 


$. 122. Jede oͤffentliche Behoͤrde fol verpflichtet ſeyn, der Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der 
requirirten Behörde) Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht beſondere 
geſetzliche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 9. 125 


N 
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$. 123. Zu Prämien und Belohnungen für vorzuͤglich wirkſam gewordene entſchüdigun⸗ 
Brandhuͤlfeleiſtungen, oder zum Erſatze außerordentlicher Beſchaͤdigungen an Loͤſch⸗ Se 
geräthfchaften während des Gebrauchs auf der Brandſtelle, ſoweit hierbei das währt. 
gegenwärtige Reglement nicht entgegenſteht, fol jahrlich die Summe von Tau⸗ 
ſend Thalern ausgeſetzt werden, über welche zu den gedachten Zwecken die Pro⸗ 
vinzial⸗Staͤdte⸗Jeuerſozietaͤts⸗Direktion zu disponiren hat. 


Hiernach hat ſich nun Jedermann, den es angeht, gebuͤhrend zu achten. 
Berlin, den 5. Auguſt 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


(o. 1018) 5 Schema 
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Namen und Stand 
Beſitzers. 


Friedrich Schumann. 
Zimmermeiſter. 


Bezeichnung 
der 


Gebäude”) 


Wohnhaus. 


Seitengebäude zur 
rechten Hand vom 
Wohnhauſe. 


Schuppen, dem 
Wohnhauſe gegen⸗ 
über belegen. 


(Unterſchrift des Gebäude⸗Beſitzers.) 


Bauart. Dachung. 


Zwei Etagen außer den = 
Erdgeſchoſſe, erſte Etage ma be nr 
five Umfaſſungswände, zweite he, 

Etage Fachwerkswände, de 9 
auf allen Seiten 6 Zoll mit 
Steinen verblendet find, und 
Feuerungs = Anlagen. j 


ZweiStockwerke, vonßach gi 
iegelbedbachung u. 
werk mit Steinen ausgefeht; Ei Steinen verblen⸗ 


fichere Feuerungs = Anlageh 
und Effen. he Brandgiebel. 


Ein Stockwerk, von Fach⸗ Ehinde oba 


werkswand mit Kleberwerl 
ausgeſetzt. 


Zuſtand und Alter | Abgeſchätz⸗ Klaſſe | Verſiche⸗ 
ter jetziger der rungs⸗ 


der 
Werth. [Gebäude.] Summe. 


Gebäude. 
Y—ꝛ— ̃ ͤ ͤ SHE ß le ̃ ¼˙— . in No. Thaler. 


In gutem bau⸗ 1450 
lichen Zuſtande; 
ohngefähr 25 Jahr 


alt. 


In mittelmäßigem 
Zuſtande; 40 Jahr 
alt. 


In noch brauch⸗ 
barem Zuſtande; 
30 Jahr alt. 


(Unterſchrift der Abſchätzungs-Kommiſſion.) 


) Hier muß die Lage der Ne⸗ 


bengebäude gegen das Wohn⸗ 
haus oder ſonſtige Hauptge⸗ 
bäude ſtets genau angegeben 
werden, und zwar ſo, daß die 
Bezeichnung rechts und 
links vom Austritte aus dem 
letzteren nach dem Hofe zu ge⸗ 
nommen wird. 


| Atteſt. Daß vorſtehende Beſchreibung und Werthtaxe von dem Beſitzer der Gebäude und von der 
| hieſigen Abſchätzungs-Kommiſſion eigenhändig vollzogen iſt, auch, daß ſolche nichts enthält, 
was uns als wahrheitswidrig bekannt wäre, vielmehr die begehrte Verſicherungs⸗Summe von 
„den muthmaßlichen Werth der Gebäude nach den, im $. 22. des Städte⸗Feuer⸗ 
N Sozietäts⸗ Reglements für die Provinz Sachſen vom 
malen nicht überſteigt, wird hierdurch amtlich beſcheinigt. 


N. N. 


(No. 1918.) 


Der Magiſtrat. 


„ aufgeftellten Merk⸗ 
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a f b Schema BB. 
Feuer⸗Sozietaͤts Kataſter 

der Stadt x N. 
im Negierungsbeiie . N. 


Verſicherungsſumme Konkurrenzſumme der Bei⸗ 


5 ichtiakei 5 Vermerke wegen 
8 ee ee SIE eee augen der einzelnen Gebäude 1 1 ie s et ee 
5 E i 5 3 0 5 u Vers 5 
| 8 5 10 518 ſchätzter 5 eee | der einzelnen Gebäude | Sozietäts⸗ Vermerke. durch Satan 
as Werth. S . Summe Klaſſen S RER EP —— Anmerkungen. 
SE Beſitzers. Gebäude.“) „FF res „u eh En Na, 
2 = = 1 2 x 5 III. utritts. Austritts. 
| TT Eee Thlr. | Thlr.] Thlr. 
i 317 Friedrich Ehrlich, a) Wohnhaus. EN | 3000 2500 — | — rs er Seen 
9 Bäckermeiſter. b) Seitengebäude .. J 1800 6 — 1600 — 5125 1600 — 4100 13. 10. der Nebengebäude ü 
f e) Stallgebäude. 900 9 — 3.1.5 97 [H. 1818] 1 12. 1839 gegen das Wohn⸗ 
„ 5 haus oder fonftige }E 
d) Schupßen 300 225 = 300 Hauptgebäude ſtets 
k ; genau angegeben 
N | werden, und zwar fo, IM 
11320 Chriſtian Friſchbier, [a) Wohnhaus. 500 450 — — 3 4 ne 
Beutlermeiſter. b) Stall und Schup⸗ 675 - 10. vom Austritte aus 
Jetzt Auguſt Schmidt, pen unter einem m 2 m Pen 5 796 
Tiſchlermeiſter. Dache 250 „ — | 300 nommen wird. 
\ 331 Gottfried Schulze. a) Wohnhaus und 
} Schmiedewerkſtatt 
unter einem Dache 1200 900 — — ee 
b) Stallgebäude 600 — 500 — 147⁵ 500 — 1200 
c) Schuppen 9 8 100 I Er 75 a 100 


o. 1018) Jahrgang 1838. Ar titten P p p 


Haus - Nummer. 
Kataſter⸗Nummer. 


317 


320 


414 


ub 
Feuer ⸗Sozie⸗ 


Erſter (zweiter, 


der Stadt 
im Regierungs⸗ | 


Berficherungsfumme | 
ichnun - | 
Namen und Stand Bezeichnung 15 deren | 
8 der OB ee ee 
5 Werth. zZ | Klaſſe n. Suma. 
Beſitzers. Gebäude.) 8 5 5 85 | 
Thlr. J No.] Thlr. Thlr. Tölt. Tbl. 
riedrich Ehrli a) Wohnhaus.. 3000 | I. 2500 — | 
5 e b) Seitengebäude. . . | 1800 II. — 1600| — 4950 | 
e) Stallgebäude. 700 II.] — 600 — 
d) Schuppen 300 III. — | — | 250 | 
Summa nach der veränderten Verſicherunn gg 2500 | 2200 | 250 4950 ö 
Die vorige Summe betrug laut Katafler . rt. 3300 1600 225 5125 N 
i ER Per... — 600 255 — 
Mithin entfieht jetzt] Ilinus i ni £ | 25 | 15. 
Auguſt Schmidt, a) Wohnhaus 800 4 I 600 — — } 
Tiſchlermeiſter. b) Stallgebäude und 1 
Sonſt Chriſt. Friſch⸗ Schuppen unter e 1350 
bier. einem Dache 250 III. — | — 225 
c) Seitengebäude . . . 600 I II. — 525 — | 
Summa nach der veränderten Verfiherung »» + +++... | 600 32 225 1350 
Die vorige Summe betrug laut Kataſteee r 450 — 225 675 
6s echt daher gebe Nine 


Zuſammenſtellung aller Ver⸗ 


g 


I. Durch Erhöhungen und neue Verſicherungen Plus von No. 317. — | 600 | 25 6% 
\ „ = 320.1 150] 525| — 675 
f Summa I. Plus 150 | 1125 25 1300 
II. Durch Herabſetzungen ꝛc. Minus von No. 317. 800 — — 800 
i 320 — — — + 
1 1 4 = . ³² A 
: Summa II. Minus 800 — | — 800 

; 3 i 5 | “ j ö N 

Nach dem Kataſter betrugen die geſammten Verſicherungs⸗ \ | un | 
und Konkurrenzſummen nach ihren Klaſſen fummarifch . . .. 4650 2100] 525 7275 
Hiervon find abzuſetzen nach vorſtehender Zuſammenſtellung sub II.] 800 | — — 800 
i bleiben .. . 38502100 525 647 
und es treten nach derſelben sub I. hinzt⁊ u 150 1125 25 1300 


Demnach beträgt die jetzige Hauptſumme 


4000 [3225| 550 7775 


dritter) Nachtrag 


m 


N. N. 
Bezirke N. N. 


tragspflichtigkeit. 
der einzelnen Gebäude 
EEC TTT 
Klaſſe n. 
— N 


I. 
Thlr. 


II. 
Thlr. 


III. 
Thlr. 


1665 


1600 
— 600 


1665| 2200 | 335 | 4200 
2200| 1600 | 300 | 4100 


— 600 35 100 
5 = = | _ 


400] — — 
5 1225 

— — 300 
— 525 — 
400 a 9091 1225 
3001 — 300 | 600 
a 525 | = 625 
ſicherungs⸗Veränderungen. 
— | 6001 35] 635 
100“ 525 | — 625 
100 1125 35 1260 
535 — — 535 

Be are re 
585 535 
Ih Cu. 


99 150 700 5900 
F 


2505 115 700 5365 
100 11251 351260 
2065| 3225| 735 6625 
(Jo. 1918 — 1919.) 


Konkurrenzſumme der Bei⸗ 


415 
Schema C. 


de { 
taͤts⸗Kataſter 


i ii 15 8 Hypotheken- 

Sozietäts⸗ N 

Eintritts. Austritts. ge 
No. dato. 


) Hier muß die Lage der Neben: |E 
gebäude gegen das Wohnhaus 
oder ſonſtige Hauptgebäude 
ſtets genau angegeben werden, 
und zwar ſo, daß die Bezeich⸗ 
nung rechts und links vom 
Austritte aus dem letzteren nach 
dem Hofe zu genommen wird. 


97 |: 1818 
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(No. 1919.) Verordnung wegen Auflöſung der Magdeburgiſchen und Halberſtädtiſchen Städte⸗ 
Feuerſozietäten, ſo wie des Ausſcheidens der zu denſelben nicht gehörigen 
Städte und ſtädtiſchen Gebäude aus den übrigen Sozietäten der Provinz 
Sachſen, und wegen Ausführung des Provinzial⸗Städte⸗Feuerſozietäts⸗Regle⸗ 
ments für die Provinz Sachſen. Vom 5. Auguſt 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


finden Uns veranlaßt, in Bezug auf das heute von Uns vollzogene Provinzial 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Reglement für die Provinz Sachſen, zur ordnungsmaͤßigen 
Aufloͤſung der Magdeburgſchen und Halberſtaͤdtſchen Staͤdte⸗Feuerſozietaͤten, ſo 
wie wegen des Ausſcheidens der zu denſelben nicht gehoͤrigen Staͤdte und ſtaͤd⸗ 
tiſchen Gebaͤude aus den uͤbrigen Sozietaͤten der Provinz Sachſen, und wegen 
Ausführung des vorhin gedachten Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗ Reglements 
nach Vernehmung Unſerer getreuen Staͤnde, annoch folgende naͤhere Vorſchrif⸗ 
ten zu ertheilen: 


3 

Bei allen denjenigen Sozietaͤten, aus welchen die Staͤdte durch das Pro⸗ 
vinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Reglement vom heutigen Tage ausſcheiden, dauern 
die gegenſeitigen rechtlichen Sozietaͤtsverhaͤltniſſe noch bis zum 31. Dezember 
1838. fort, und hoͤren erſt mit dem e des genannten Jahres auf. 


Ale eis zu Diefem Zeitpunkte vorgefallenen Feuerſchaͤden find alſo als 
jenen Sozietaͤten angehörige Schadenfaͤlle zu betrachten, und nach den Grund⸗ 
fügen der betreffenden Sozietaͤtsvertraͤge 3 Obſervanzen zu verguͤten. 


Zur Abwickelung der dadurch bis zu jenem Zeitpunkte hin entſtandenen 
Sozietaͤtsverpflichtungen und zur Einhebung und resp. Realiſirung der fuͤr eben 
dieſen Zweck annoch erforderlichen Beitraͤge bleiben die bisherigen Behoͤrden 
und Beamten annoch bis zur Ablegung der Schlußberechnung in Funktion, jedoch 
muß das Abwickelungsgeſchaͤft im Laufe des Jahres 1839. beendigt werden. 

Sowohl die beim Abſchluſſe der Magdeburger und Halberſtaͤdter Feuer 
ſozietaͤt ſich etwa ergebenden Ueberſchuͤſſe, als der, auf die zur neuen Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt übertretenden Intereſſenten der aufzuloͤſenden Sozietaͤt des Herzogs 
thums Sachſen, von den Beſtaͤnden der letztern, pro rata ihrer Verſicherungs⸗ 
Summen fallende Antheil, geht zu der Kaſſe des neuen Inſtituts uͤber, und wird 
zur Bildung des Betriebsfonds deſſelben benutzt. 

Zwar kann den einzelnen Intereſſenten, auf deren Verſicherungsſummen 
dieſe Beſtaͤnde fallen, kein eigentliches Eigenthumsrecht an denſelben zugeſtanden 
werden, jedoch ſoll die Verſchiedenheit dieſer Antheile bei dem naͤchſten Aus⸗ 
ſchreiben unter 2 . der, $. 29. ertheilten Vorſchrift, unter den betref⸗ 
fenden Staͤdten durch Erhoͤhung oder Verminderung ihres nach Maaßgabe des 
eigentlichen Bedarfs zu entrichtenden terminlichen Beitrages ausgeglichen werden. 

Da auch die Magdeburger und Halberſtaͤdter Staͤdte⸗Feuerſozietaͤten 55 

eis 
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keinen eigentlichen Vetriebsfonds befeffen? ſondern ſich ihre Geldbeduͤrfniſſe dur 
die Art ihres Ausſchreibens verſchafft haben, ſo ſoll es zur Geeichtelunt 15 a 
terefienten derſelben mit den Intereſſenten der Saͤchſiſchen Sozietät, die einen 
eiſernen Beſtand beſitzt, zulaͤſſig ſeyn, zu Anfang des Jahres 1839. ein Aus⸗ 
ſchreiben auf jene Intereſſenten zur Bildung des Betriebsfonds zu erlaſſen, des⸗ 
fen Betrag jedoch, einſchließlich des zur Deckung der etwanigen Reſtausgaben 
der aufgeloͤſten Sozietäten noͤthig werdenden Ausſchreibens, einen maͤßigen perio⸗ 
diſchen Beitrag nicht uͤberſteigen darf, und uͤber deſſen Erlaß die Behoͤrden der 
aufgelöften Sozietaͤten und die neue Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
zu kommuniziren haben. 

a Auch verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Provinzial⸗Feuerſozietäaͤts⸗Direk⸗ 
tion, ſo wie überhaupt die Intereſſen der aus andern Sozietaten zu dem 
neuen Inſtitute uͤbertretenden Affoziirten, fo insbeſondere auch in Anſehung der 
ihnen aus den Beſtaͤnden Jener zukommenden Antheile, zu vertreten, und wegen 
deren Liquidirung und Auszahlung an die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe die noͤ⸗ 
thigen Schritte zu thun hat. . 


F. 4. N 
Unſer Ober⸗Praͤſident hat namentlich auf dieſes Abwickelungsgeſchaͤft fein 
beſonderes Augenmerk zu richten, es, ſo viel noͤthig, zu leiten, jedenfalls aber ſich 
von den aufgelöften Sozietaͤten zu gehoͤriger Zeit den gaͤnzlichen Abſchluß der 
Geſchaͤfte nachweiſen zu laſſen, und von Amtswegen mit dem Schluſſe des Jah⸗ 
res 1839. Unſerm Miniſterium des Nas und der Polizei darüber zu berichten. 


Sollte ſich der Fall ereignen, daß wegen noch obwaltender, oder erſt 
prozeſſualiſch zu erledigender Streitigkeiten zwiſchen den Sozietaͤten, aus welchen 
die Städte geſchieden find, und einem oder mehreren ihrer Intereſſenten der Ab⸗ 
ſchluß der Geſchaͤfte im Laufe des Jahres 1839. nicht gaͤnzlich auszuführen waͤre, 
jo iſt der Abſchluß dennoch, mit Vorbehalt der Rechte der vorhandenen Praͤ⸗ 
tendenten auf dasjenige, was ſie dereinſt noch von der Sozietaͤt rechtskraͤftig er⸗ 
ſtreiten moͤchten, zu formiren. Geſchaͤfte, die wider Erwarten erſt nach dem 
1. Januar 1839. zu erledigen waͤren, ſind fuͤr die Magdeburger und Halber⸗ 
ſtaͤdter Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt von der Koͤniglichen Regierung zu Magdeburg, für 
be Saͤchſiſche Sozietaͤt von dem Praͤſidenten der Merſeburger Regierung zu 

eſorgen. 


F. 6. 

Da von den ſtaͤndiſchen Abgeordneten des fuͤnften Provinzial⸗Landtages 
bereits im Voraus der Beamte zur Stelle des Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗ 
Buchfuͤhrers in Vorſchlag gebracht, auch die Mitglieder der zu errichtenden 
ſtaͤndiſchen Deputation ernannt und dieſe Wahlen von Uns beſtaͤtigt worden find, 
und der Aufwand, welchen die Fünftige Verwaltung der Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt erfordern wird, von Uns genehmigt worden iſt, ſo ſoll ſogleich nach 
Promulgation dieſer Verordnung und des Reglements mit der Ausführung des 
letztern proviſoriſch und dergeſtalt vorgeſchritten werden, daß vor Ablauf des 
Jahres 1838. die Conſignation der Intereſſenten, die Herbeiſchaffung der noͤthi⸗ 
gen Abſchaͤtzungs⸗Verhandlungen und Taxen, Klaſſifikation der Gebaͤude, und 5 | 
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lich die Anlegung und Berichtigung der Lagerbuͤcher, den Grundſaͤtzen und Vor⸗ 
ſchriften des Reglements gemaͤß, zu Stande gebracht ſind. 

Soweit den Beamten der aufgeloͤſten Sozietaͤten aus dieſer Aufloͤſung 
ein begründetes Recht auf Entſchaͤdigung wegen Einbuße an ihren Amtsein⸗ 
kuͤnften erwachſen möchte und ihnen dieſe Entſchaͤdigung nicht durch Wiederan⸗ 
ſtellung bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt, auf welche moͤglichſt Bedacht 
genommen werden muß, zu Theil wird, wollen Wir aus Unſern Kaſſen fuͤr deren 
Schadloshaltung oder Penſionirung Sum: tragen. | 

Um übrigens die Eröffnung der Anſtalt zu erleichtern, und die Theilneh⸗ 
mer daran nicht zu lange in Ungewißheit zu laſſen, ſetzen Wir hiermit feſt: daß, 
wiewohl die Theilnahme an der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt ganz freiwillig 
ſeyn und bleiben ſoll, dennoch für das erſte Jahr ihres Beſtehens, alſo fuͤr das 
Jahr 1839., dieſe Willkuͤr der Intereſſenten nicht gaͤnzlich Statt haben, ſon⸗ 
dern jeder, bei den bisher in der Provinz beſtandenen Feuerſozietaͤten aſſoziirte 
Beſitzer rezeptionsfaͤiger ſtaͤdtiſcher Gebäude, als von ſelbſt in die Provinzial⸗ 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt uͤbergehend, angeſehen, und den danach an ihn gemachten 
reglementsmaͤßigen Anforderungen zu genuͤgen, verpflichtet ſeyn ſoll. 

Von dieſer Pflicht kann keiner der vorerwaͤhnten Gebaͤudebeſitzer, es ſey 
auch unter welchem Vorwande es wolle, entbunden werden. Es verſteht ſich 
aber von ſelbſt, daß Jedermann, dem es fernerhin in der Provinzial⸗Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt zu bleiben nicht anſteht, mit ultimo Dezember 1839. oder ſpaͤterhin 
mit jedem reglementsmaͤßigen Austrittstermine, wieder austreten kann; nur muß 
ſodann der Austritt nach weiterer Vorſchrift des Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſo⸗ 
zietaͤts⸗ Reglements gebührend nachgeſucht und nach deſſen Grundſaͤtzen geprüft 
und weiter verhandelt werden. 


8 F. 8. 

Wo bisher mit polizeilicher Genehmigung neben der theilweiſen Verſiche⸗ 
rung in einer oͤffentlichen Sozietaͤt, auch noch eine andere theilweiſe Verſicherung 
derfelben Gebaͤude bei einer Privatgeſellſchaft beſtanden hat, und beide Verſiche⸗ 
rungen zufammen den gemeinen Werth des verſicherten Gebäudes nicht uͤberſtei⸗ 
gen, da fol ausnahmsweise dieſes Verhaͤltniß noch bis zum Ablaufe der Privat⸗ 
polize fortdauern, zuvor aber bei der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Direktion 
Anzeige davon zur naͤhern Unterſuchung und Genehmigung gemacht werden. 


8 9 
Der Uebergang in die Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt geſchieht, ohne 
eine Erhöhung der Verſicherung, wenn fie verlangt oder gehörig begruͤndet wird, 
auszuschließen, ſoweit ſolches nach den beizubringenden Abſchaͤtzungsverhandlungen 
zuläffig iſt, mit der bisherigen Verſicherungs⸗ oder mit der zunaͤchſt zulaͤſſigen, 
in beiden Fallen durch fünf und zwanzig theilbaren Summe. Findet in einzel⸗ 
nen Faͤllen die Berichtigung alles deſſen, was zur Feſtſtellung des Werthes und 
der Verſicherungsſumme ‚gehört, ſolche Hinderniſſe, daß es nicht mehr moͤglich 
iſt, dieſen Mangel noch im Laufe der Geſchaͤfte des Jahres 1838. zu ergaͤnzen, 
ſo wird die Zulaͤſſigkeit der bisherigen Verſicherungs⸗ oder der er 
dur 
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durch fünf und zwanzig theilbaren Summe vermuthet und letztere mit Vorbehalt 
fpäterer Berichtigung in das Lagerbuch übertragen. 
x $. 10. | 

Hiernach muß ſich jeder Magiſtrat davon, welche Gebaͤude innerhalb ſei⸗ 
ner Stadt bei einer der bisherigen Sozietaͤten, und in welchem Maaße fie aſſo⸗ 
zürt find, eine vollſtaͤndige und uͤberſichtliche Kenntniß verſchaffen. Zu dieſem 
Zwecke ift jede Behoͤrde der ebengedachten Sozietaͤten verpflichtet, demſelben zur 
Entnehmung der noͤthigen Notizen ihre Buͤcher vorzulegen, oder ihm dieſe No⸗ 
tizen auf Begehren gratis mitzutheilen. 

ü §. 11. N 

Bei den ſich erſt meldenden neuen Intereſſenten, welche ihrerſeits dafuͤr 
zu ſorgen haben, daß den diesfaͤlligen Vorſchriften des Reglements genuͤgt werde, 
und auch bei allen auf den Grund des $. 7. seg. eintretenden alten Intereſſen⸗ 
ten, ruͤckſichtlich welcher die Abſchaͤtzungsverhandlungen zu Stande gekommen ſind, 
hat die Klaffififation der Gebäude keine Schwierigkeit, und geht Alles nach den 
Vorſchriften des Provinzialreglements. g 


| $. 12. 

Inſofern aber die volftändige Berichtigung des Abſchaͤtzungsgeſchaͤfts bis 
zum 1. October 1838. nicht moͤglich geweſen, ſetzt der Magiſtrat die zu ver⸗ 
ſichernden Gebäude bis auf Weiteres in diejenige Klaffe, wohin er ſie nach ſei⸗ 
ner allgemeinen Kenntniß derſelben als gehoͤrig erachtet. Auch in dieſen Faͤllen 
muͤſſen die Eigenthuͤmer ungeſaͤumt die reglementsmaͤßige Nachricht von der ge 
troffenen Beſtimmung erhalten. is 

Spaͤteſtens bis zum 1. November 1838. muß jedem Intereſſenten die 
nöthige Bekanntmachung uͤber die Klaſſe, in welche er geſtellt iſt, zugehen, und 
jede etwanige Berufung auf nochmalige Taxirung (F. 21. des Reglements) da⸗ 
gegen bis zum 10. deſſelben Monats, als dem ruͤckſichtlich des genannten Jahres 
letzten peremtoriſchen Termine, angebracht werden. 


ANA 

Bei jedem Gebäude, zu deſſen Verſicherung gegen Feuersgefahr bisher 
(F. 14. des Reglements) eine Verpflichtung beſtand, muß dieſer Umſtand von 
Amte aa Het. -lettten Aglonne des Kataſters vermerkt und dieſer Ver⸗ 
merk Amtswegen in der letzten Kolonne des Kataſters vermerkt und dieſer Ver⸗ 
daß merk darf dann nicht eher geloͤſcht werden, als bis entweder nachgewieſen iſt, 
weſeidaß kein Realglaͤubiger, welcher ſchon vor dem 1. Januar 1839. eingetragen ge⸗ 
e vorhanden, oder von den vorhandenen der Loͤſchungs⸗Konſens bei⸗ 

gebracht iſt. . 

Abla Dieſe Beſtimmung gilt een fuͤr das erſte Sozietaͤtsjahr. Nach 
auf Ablauf deſſelben, alſo mit dem 31. Dezember 1839, fällt, wenn nicht inzwiſchen 
tigteiauf beſonderen Antrag ein ausdruͤcklicher Vermerk zu Gunſten eines Realberech⸗ 
weg, tigten im Kataſter eingetragen worden iſt, die Beſchraͤnkung von ſelbſt wieder 
weiteweg, ſo daß alsdann der reglementsmaͤßige Austritt aus der Sozietät ohne 
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F. 15. i 
Ueberhaupt aber muͤſſen die Magiſtraͤte dafuͤr ſorgen und ſich, wenn es 
durchaus noͤthig iſt, durch außerordentliche Gehuͤlfen dazu in Stand ſetzen, daß 
jedenfalls im Laufe des September⸗Monats alle die Einſchreibung in die So⸗ 
zietaͤts⸗Lagerbuͤcher vorbereitende Geſchaͤfte geſchloſſen und die Verhandlungen ſo 
zeitig der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietats⸗Direktion uͤberſendet werden, daß fie 
ſich laͤngſtens den 1. Dezember 1838. in den Händen derſelben befinden. 


ö $. 16, 

Der Praͤſident Unſerer Regierung zu Merſeburg, welcher mit der obern 
Leitung der Sozietaͤtsangelegenheiten beauftragt iſt, hat daruͤber ſorgfaͤltig zu 
wachen, daß dies Alles zu rechter Zeit gehörig geſchehe und der Eroͤffnung der 
Anſtalt an dem dazu beſtimmten Tage kein Hinderniß mehr im Wege ſtehe. 

$. 17. 

Zur einſtweiligen Beſtreitung der Koſten, welche im Laufe des Jahres 
1839. und 1840. an Gehalten, die in den gewoͤhnlichen Gehaltsterminen auszu⸗ 
zahlen ſind, ſo wie an Remunerationen, Buͤreau⸗ und Druckkoſten und anderen, 
der Sozietät zur Laſt fallenden Ausgaben, auflaufen, ſollen die erforderlichen 
Summen vorſchußweiſe aus der Hauptkaſſe Unſerer Regierung zu Merſeburg 
verabfolgt werden, und Wir ermaͤchtigen daher den Praͤſidenten der Regierung, 
dieſe Summen, nach dem jedesmaligen Beduͤrfniſſe, aus gedachter Hauptkaſſe von 
dem Rendanten der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗Kaſſe gegen deſſen, von dem 
Praͤſidenten aber zu beſcheinigende, Quittungen erheben zu laſſen. Die naͤheren 
Beſtimmungen in dieſer Beziehung find Unſern Miniſterien des Innern und der 
Polizei und der Finanzen uͤberlaſſen, und der Praͤſident hat daher, wenn der⸗ 
gleichen Vorſchuͤſſe nöthig werden, an dieſelben zu berichten. 


$. 18. | 
Die auf dieſe Weiſe geleiſteten Vorſchuͤſſe müffen jedoch im Laufe des 
Jahres 1839., 1840, und 1841, jedesmal zu Eindrittheil, der Regierungs⸗Haupt⸗ 
Kaſſe aus der Provinzial⸗Staͤdte⸗Feuerſozietats⸗Kaſſe vollſtaͤndig erſtattet werden. 


So geſchehen Berlin, den 5. August 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. 


